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verantwortung der betroffenen Partnerländer beiseitezu-
schieben. Es ist wichtig, auch künftig Hilfe zu leisten –
aber nur unter streng kontrollierten Auflagen.

Es ist ein großer Erfolg der deutschen Verhandlungs-
führung, wichtige Punkte in diesem Regelwerk durchge-
setzt zu haben. Ich danke ganz besonders Bundeskanzle-
rin Angela Merkel und Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble, die klug verhandelt haben, indem immer wie-
der sehr weitgehende Forderungen eingebracht wurden.
Deshalb können wir jetzt davon ausgehen, dass sich
viele unserer Grundkonstanten im Verhandlungsergebnis
abbilden werden. Auch das ist nicht nur im Interesse Eu-
ropas, sondern das ist auch im Interesse der deutschen
Bürgerinnen und Bürger.

Wer dies ausblendet, Herr Kollege Trittin, der zün-
delt an dem Haus, in dem wir gemeinsam wohnen.
Alle, die hier Skepsis verbreiten, handeln aus meiner
Sicht unverantwortlich. Das Zusammenstehen der Mit-
gliedsländer in der Europäischen Währungsunion ist in
unserem fundamentalen Interesse. Der Chefvolkswirt
der Deutschen Bank, Thomas Mayer, hat vor wenigen
Tagen gesagt – ich erlaube mir, ihn zu zitieren –:

… glaube ich nicht, dass Europa sich auch nur den
Versuch einer Alternative zur bestehenden Wäh-
rungsunion leisten sollte.

Das zeigt deutlich, dass wir keine ernsthaften Alternati-
ven haben.

Lassen Sie mich kurz die wesentlichen Punkte des
Europäischen Stabilitätsmechanismus zusammenfassen.

Erstens. Es geht um die Verschärfung des Stabilitäts-
und Wachstumspaktes in ganz wesentlichen Punkten.
Neben einer besseren Haushaltskontrolle – dem soge-
nannten Europäischen Semester – wird es härtere und
schnellere Strafen für Schuldensünder geben. Das be-
trifft sowohl die Neuverschuldung als auch die Schul-
denstandsquote in Relation zum BIP. Davon sind auch
wir betroffen; das wissen wir. Unsere Schuldenstands-
quote liegt bei annähernd 80 Prozent des BIP, und diese
Regelungen werden uns zwingen, die Verschuldung ab-
zubauen. Ich bin mir sicher, dass wir das schaffen wer-
den. Auch das ist nicht nur im europäischen, sondern
auch im nationalen deutschen Interesse.

Zweite Kernbotschaft: Es entsteht ein Pakt für den
Euro. Dieser Pakt für den Euro ist so ausgestaltet, dass
sich die Mitgliedsländer verpflichten, ihre Wirtschafts-
politik besser zu koordinieren, ihre Wettbewerbsfähig-
keit zu stärken und gemeinsame Ziele zu vereinbaren,
die innerhalb von zwölf Monaten realisiert werden sol-
len. Damit wird es langfristig gelingen, Krisenszenarien,
wie wir sie beispielsweise in Irland erlebt haben, zu ver-
meiden. Das Ganze wird durch ein ständiges Monitoring
– die Europäer nennen das Scoreboard – unterstützt, um
Fehlentwicklungen frühzeitig erkennen und beseitigen
zu können. Auch das ist sowohl im europäischen als
auch im nationalen deutschen Interesse.

Die dritte Kernbotschaft ist die Einrichtung eines Ret-
tungsmechanismus mit einem Kapitalstock, über dessen
Ausgestaltung meine Vorredner schon hinlänglich be-

richtet haben. Ich will an dieser Stelle betonen, dass es
noch einige offene Fragen zur Ausgestaltung dieses Ka-
pitalstocks gibt. Insbesondere stellt sich die Frage, wie
die Einzahlung der deutschen Bareinlage von 22 Milliar-
den Euro in den Jahren ab 2013 gestaltet werden soll.
Selbstverständlich geht es auch um die Rechte des deut-
schen Parlaments bei der Ausgestaltung und dem Einsatz
des Krisenmechanismus. Auch diesbezüglich werden
wir den Gesetzgebungsprozess konstruktiv und kritisch
begleiten, denn wir alle sind daran interessiert, die
Rechte des deutschen Parlaments zu wahren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Deshalb fordere ich Sie alle auf, an der Ausgestaltung
des ESM und an der Gesetzgebung konstruktiv teilzu-
nehmen.

Der Bundesfinanzminister hat in diesen Tagen ein
schönes Zitat verwendet, das ich aufgreifen möchte: „Es
kann der Beste nicht in Frieden leben, wenn es dem bö-
sen Nachbarn nicht gefällt.“ Wir haben keine bösen
Nachbarn in Europa; wir sind von guten Nachbarn um-
geben. Wir sollten alles dafür tun, dass dies so bleibt,
dass nicht aus guten Nachbarn böse werden, weil sie in-
solvent werden. Lassen Sie uns dies also so ausgestalten,
dass wir auch künftig in Frieden und umgeben von guten
Nachbarn leben können.

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Entschlie-
ßungsanträge.

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache
17/5187. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? –
Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Der Entschlie-
ßungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen von SPD und Grünen bei Enthal-
tung der Linken abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksache
17/5188. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? –
Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Der Entschlie-
ßungsantrag ist mit den Stimmen des Hauses gegen die
Stimmen der Fraktion Die Linke abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf
Drucksache 17/5189. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? –
Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen von
CDU/CSU, FDP und Linken gegen die Stimmen der
Grünen bei Stimmenthaltung der SPD abgelehnt.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 4 a bis e sowie die
Zusatzpunkte 4 bis 7 auf:
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4 a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Rolf
Hempelmann, Dirk Becker, Hubertus Heil (Peine),
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Auf dem Weg zu einem nachhaltigen, effizien-
ten, bezahlbaren und sicheren Energiesystem

– Drucksache 17/5181 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie (f)
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Bärbel
Höhn, Hans-Josef Fell, Sylvia Kotting-Uhl, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Atomzeitalter beenden – Energiewende jetzt

– Drucksache 17/5202 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Haushaltsausschuss

c) Beratung der Großen Anfrage der Abgeordneten
Ulrich Kelber, Marco Bülow, Rolf Hempelmann,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Verlängerung von Restlaufzeiten von Atom-
kraftwerken – Auswirkungen auf die Entwick-
lung des Wettbewerbs auf dem Strommarkt
und auf den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien

– Drucksachen 17/832, 17/3089 –

d) Zweite und dritte Beratung des von den Abgeord-
neten Oliver Krischer, Britta Haßelmann, Ingrid
Nestle, weiteren Abgeordneten und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Ener-
giewirtschaftsgesetzes

– Drucksache 17/3182 –

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Technologie (9. Aus-
schuss)

– Drucksache 17/5148 –

Berichterstattung:
Abgeordneter Klaus Breil

e) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Tech-
nologie (9. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Abgeordneten Rolf
Hempelmann, Hubertus Heil (Peine), Ulrich

Kelber, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der SPD

Die Energieversorgung in kommunaler Hand

– zu dem Antrag der Abgeordneten Ulla Lötzer,
Dr. Barbara Höll, Eva Bulling-Schröter, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Energienetze in die öffentliche Hand – Kom-
munalisierung der Energieversorgung er-
leichtern – Transparenz und demokratische
Kontrolle stärken

– Drucksachen 17/3649, 17/3671, 17/5148 –

Berichterstattung:
Abgeordneter Klaus Breil

ZP 4 Erste Beratung des von der Fraktion der SPD ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes für eine be-
schleunigte Stilllegung von Atomkraftwerken

– Drucksache 17/5179 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

ZP 5 Erste Beratung des von den Abgeordneten Jürgen
Trittin, Renate Künast, Sylvia Kotting-Uhl, wei-
teren Abgeordneten und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs
eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des
Atomgesetzes – Abschalten der acht unsichers-
ten Atomkraftwerke

– Drucksache 17/5180 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f)
Innenausschuss 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Haushaltsausschuss

ZP 6 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD

Energiewende jetzt

– Drucksache 17/5182 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Haushaltsausschuss

ZP 7 Beratung des Antrags der Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Keine Hermesbürgschaften für Atomtechnolo-
gien

– Drucksache 17/5183 –

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. – Ich
höre dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile Kollegen Rolf
Hempelmann für die SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Rolf Hempelmann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen!

Liebe Kollegen! Ich bedauere sehr, dass die Bundes-
kanzlerin, die schon in der Debatte zu ihrer Regierungs-
erklärung weitgehend durch Abwesenheit geglänzt hat,
auch nun in der Debatte über das wichtige Thema der zu-
künftigen Energieversorgung nicht anwesend ist. Das
verstärkt die Bedenken, dass das, was zurzeit passiert,
nämlich die zeitweilige Rücknahme der Laufzeitverlän-
gerung, mehr ist als nur ein Wahlkampftrick.

Am 28. Oktober 2010 hat die Bundesregierung die
Verlängerung der Laufzeiten der 17 deutschen Atom-
kraftwerke beschlossen. Das ist noch kein halbes Jahr
her, 21 Wochen genau. Nun gibt es ein sogenanntes Mo-
ratorium. Die sieben ältesten Kernkraftwerke werden
vom Netz genommen. Innerhalb von drei Monaten sol-
len sie auf ihre Sicherheit überprüft werden. Fachleute
sagen, dass das, wenn es seriös gemacht werden soll,
mindestens ein Jahr dauert, eher länger. Was nach diesen
drei Monaten passiert, weiß kein Mensch. Wenn man
aber diejenigen, die in der Koalition Verantwortung tra-
gen, fragt – die Medien tun das jeden Tag –, dann stellt
man fest, dass die Antworten ständig unterschiedlich
ausfallen.

(Beifall bei der SPD)

Die einen sagen: Nichts wird mehr so sein wie zuvor.
Mit Sicherheit werden nicht mehr alle Atomkraftwerke
an das Netz gehen. – Herr Brüderle sagt vor dem BDI:
Das muss man nicht so ernst nehmen; das ist letztlich
dem Wahlkampf und den Landtagswahlen geschuldet.

(Manfred Nink [SPD]: Hört! Hört!)

Was vor einem halben Jahr gegen die Interessen der
Wettbewerber, der großen Vier, gegen den Rat der Wett-
bewerbsbehörden – Bundeskartellamt und Monopol-
kommission – und im Eildurchmarsch durch das Parla-
ment, wie selbst der Präsident des Bundestages Norbert
Lammert von der Union beklagt hat, und vorbei am Bun-
desrat durchgesetzt wurde, war wahrlich kein Meister-
stück. Das ist der Kernbestandteil des sogenannten Ener-
giekonzepts dieser Bundesregierung. Ich denke, man
kann sich darauf verständigen – das Ablegen eines einfa-
chen Geständnisses wäre eigentlich das Beste, was Sie
von der Koalition hier machen könnten –, dass dieses so-
genannte Energiekonzept gescheitert ist.

Sie haben es durchgezogen – ich habe es gesagt –,
und jetzt auf einmal, beispielsweise gestern im Wirt-
schaftsausschuss, heißt es von den Vertretern der Koali-
tion, auch von Staatssekretär Otto vom Bundeswirt-
schaftsministerium: Lassen Sie uns gemeinsam an einem
Konzept arbeiten. Lassen Sie uns einvernehmlich die
Energiezukunft gestalten. Lassen Sie uns das miteinan-
der tun. – Ich höre das gerne. Ich nehme das ernst, und
ich nehme das auf. Aber ich sage Ihnen: Ich hätte mir ge-
wünscht, dass das schon vor einem halben Jahr Ihr An-
gebot gewesen wäre.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Damals haben Sie vorbei am Parlament und vorbei an
denen, die schon vor Jahren Verantwortung übernom-
men haben, lediglich mit den vier Kernkraftbetreibern
Ihren Willen durchgesetzt.

Trotzdem wollen wir dieses Angebot aufgreifen. Da-
rüber hinaus wollen wir Ihnen ein Angebot machen.
Wenn Sie sich die Anträge anschauen, die heute vorlie-
gen – die von der SPD und die anderen –, dann stellen
Sie fest, dass in diesen Anträgen im Einzelnen beschrie-
ben wird, wie die Energiezukunft in Deutschland bei ei-
nem beschleunigten Ausstieg aus der Atomkraft und bei
einem beschleunigten Einstieg in die erneuerbaren Ener-
gien aussehen kann.

Die erste Voraussetzung ist, dass Sie es wirklich ernst
meinen, dass nicht das gilt, was Brüderle sagt. Gelten
muss das Wort derjenigen, die sagen, dass das alles ernst
gemeint sei. Lassen Sie die sieben Kraftwerke, die jetzt
vom Netz gehen, dauerhaft vom Netz. Lassen Sie auch
Krümmel als achtes Kraftwerk dauerhaft vom Netz. Üb-
rigens: Wer sagt, damit sei die Energieversorgung gefähr-
det, der sollte zur Kenntnis nehmen, dass in der Sektor-
untersuchung des Bundeskartellamts deutlich geworden
ist, dass über 25 Prozent der deutschen Kraftwerkskapa-
zität aus unterschiedlichen Gründen ständig vom Netz
sind. Es sind nicht immer 100 Prozent am Netz. Das hat
nicht nur etwas mit Wartungen zu tun, sondern das hat
auch etwas damit zu tun, dass Kraftwerke gelegentlich,
wie man sagt, „nicht im Geld“ sind. Wir sollten jetzt dafür
sorgen, dass diejenigen Kraftwerke, die Atomkraftwerke
ersetzen können, tatsächlich ans Netz gehen und am Netz
bleiben.

Die zweite Voraussetzung ist, dass Sie endlich das
kerntechnische Regelwerk rechtsverbindlich einführen
und dafür sorgen, dass hohe Sicherheitsstandards in
Deutschland Realität werden.

Drittens – auch das beinhaltet einer unserer Anträge –:
Verzichten Sie auf Hermesbürgschaften, auf die Kredit-
versicherung von Atomprojekten im Ausland, zum Bei-
spiel in Brasilien.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie sich dieses Projekt anschauen, dann sehen Sie,
dass es in einem erdbebengefährdeten Gebiet realisiert
werden soll. Dort gab es schon in der Vergangenheit Vor-
fälle. Dort sind beispielsweise schon Maschinenhäuser
der Kraftwerksgeneration, die zunächst gebaut wurde,
abgesackt. Das sollte Warnung genug sein, gerade nach
den Ereignissen in Japan.

In einem unserer Anträge beschreiben wir im Einzel-
nen, wie der Systemumbau in Richtung von erneuerba-
ren Energien gelingen kann, sodass Energie bezahlbar
bleibt, sodass sie sauber und sicher ist. Wir beschreiben
in einem zweiten Antrag, wer die Träger dieses Umbaus
sein können. Das sind nicht die Großen, jedenfalls nicht
in erster Linie, sondern das sind eher mittelständische
Unternehmen und in starkem Maße auch die kommuna-
len Stadtwerke. Schauen Sie sich diese Anträge an, neh-
men Sie sie ernst – ich hätte das der Kanzlerin gerne per-



11280 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 99. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. März 2011

Rolf Hempelmann

(A) (C)

(D)(B)

sönlich gesagt –, und laden Sie die Fraktionen des
Deutschen Bundestags zu konkreten Gesprächen ein.

Verlagern Sie die Diskussion nicht in Kommissionen.
Wir brauchen keine Ethikkommission. Wir haben bewie-
sen, dass wir bereit sind, Verantwortung zu übernehmen,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

dass wir mit diesem Thema verantwortungsbewusst um-
gehen. Das muss uns nicht von außen gesagt werden. Im
Übrigen gibt es Stimmen von außen schon lange. Wir
haben sie schon lange ernst genommen.

Also: Ein Herr Töpfer, den wir sehr schätzen, wird in
der geplanten Kommission im Grunde genommen ver-
heizt. Wir hätten ihn gerne in unsere Diskussionen ein-
bezogen. Vielleicht kann man das noch tun. Das wird
keine Harmonieveranstaltung. Wir werden miteinander
ringen müssen, zum Beispiel um die Frage, wie wir es
mit dem Ersatz oder der Modernisierung von Kohle- und
Gaskraftwerken halten. Das ist nicht einfach. Wenn Sie
Herrn Töpfer dann als Mediator einsetzen wollen, gerne
– herzlich willkommen! –, aber bitte nicht in einer Kom-
mission, angesiedelt –

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Herr Kollege, Sie müssen zum Ende kommen.

Rolf Hempelmann (SPD):
– außerhalb des Parlaments.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Joachim Pfeiffer für die CDU/CSU-

Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Ich glaube, wir alle stehen nach wie vor unter dem
Eindruck der Ereignisse, die in Japan stattfinden.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Vor allen Din-
gen Brüderle!)

Diese Ereignisse haben deutlich gemacht, welche Folgen
ein Erdbeben und ein Tsunami auch in einer Hightechna-
tion wie Japan haben können und wie verwundbar wir
alle sind.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Was sagen Sie 
denn dem BDI?)

Die Toten und das Leid der Menschen berühren uns alle
nach wie vor. Deshalb müssen wir alles tun, um den Ja-
panern zu helfen. Unsere Gedanken, unser Mitgefühl
sind bei ihnen. Was wir tun können, um ihnen in dieser
schwierigen Situation beizustehen, versuchen wir, zu
tun.

Für mich ist durchaus beeindruckend, wie ruhig und
besonnen die Japaner in dieser schwierigen Situation,
die für sie mit Sicherheit die größte Herausforderung seit
dem Zweiten Weltkrieg darstellt, umgehen. Da macht
mich, das will ich eingangs sagen, schon etwas betroffen
– um nicht zu sagen, dass man sich fast etwas schämt –,
was sich hier in Deutschland abspielt. Zum Teil findet
wirklich eine unerträgliche Selbstbespiegelung in den
Medien und in den Diskussionen statt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Man hat manchmal fast den Eindruck, dass das Leid, die
Toten, die Verletzten und die Ereignisse dort insgesamt
zur Randnotiz werden, wenn wir uns mit unseren innen-
politischen Spielereien hier selbst zu bespiegeln versu-
chen.

(Michael Gerdes [SPD]: Passen Sie auf, was
Sie sagen! – Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: „Spielereien“ ist der richtige Be-
griff! Sie machen ja wohl deutlich, wie Sie
dazu stehen! – Weiterer Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Spielereien? – Hubertus
Heil [Peine] [SPD]: Hat Herr Brüderle recht
oder nicht? – Peter Friedrich [SPD]: Wo waren
Sie bei der Abstimmung letzte Woche?)

Japan wird mit Sicherheit auch für uns eine Zäsur be-
deuten. Deshalb ist es richtig, innezuhalten, nachzuden-
ken und nicht einfach zu sagen: Weiter so! Das sagen wir
nicht; ich glaube, das sagt niemand;

(Dr. Hermann Ott [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie tun es!)

sonst wären wir schlecht beraten. Deshalb machen wir
ein Moratorium. „Moratorium“ heißt aber nicht, dass
schon am Anfang klar ist, was am Ende herauskommt,

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Mappus-
Moratorium!)

sondern „Moratorium“ heißt, nachzudenken über das,
was wir bisher getan haben,

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war schlimm genug!)

zu prüfen, wie wir im Bereich der Kernkraft maximale
Sicherheit – eine 100-prozentige Sicherheit hat es nie ge-
geben und wird es auch nie geben –

(Dr. Hermann Ott [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Muss es aber geben bei Atomkraft!)

erreichen können. Es gilt, das zu bewerten und erst dann
zu entscheiden. Es gilt, sich klarzumachen, was wir tun
wollen. Das heißt, Aktionismus, Schnellschüsse helfen
uns hier nicht weiter.

Bei all der Betroffenheit und all den Diskussionen,
die wir hier haben, sage ich aber auch: Eine sachliche
Erörterung der Themen ist notwendig. Deshalb greife
ich gern das auf, was der Kollege Hempelmann hier an-
gesprochen hat. Bei einer sachlichen Erörterung zeigt
sich: Die Herausforderungen, die Fragen, die Probleme,
die wir im Energiebereich haben, sind heute nicht viel
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anders, als sie vor sechs oder vor zwölf Monaten waren.
Auch in drei Monaten werden die Herausforderungen
dieselben sein.

Wir sind uns alle einig, dass wir einen beschleunigten
Übergang zu den erneuerbaren Energien wollen.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Warum machen Sie es dann nicht?)

Genau deshalb haben wir das Energiekonzept verab-
schiedet.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Die Laufzeit 
verlängert!)

Nicht eine Streckung, sondern eine Beschleunigung des
Übergangs zu den erneuerbaren Energien war und ist das
Ziel unseres Energiekonzepts.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Niemand hat 
die Absicht, eine Mauer zu errichten!)

Man muss einmal die Fakten zur Kenntnis nehmen,
etwa bei den Klimazielen. Wir haben das Ziel, nach dem
Kioto-Protokoll bis 2012 in Deutschland 21 Prozent des
CO2-Ausstoßes einzusparen. Das haben wir erreicht, das
haben wir im Moment sogar übererfüllt. Wir wollen in
Deutschland bis 2020 40 Prozent des CO2-Ausstoßes
einsparen. Fakt ist aber, dass die Kernenergie in
Deutschland im letzten Jahr rund 150 Millionen Tonnen
an CO2-Ausstoß eingespart hat, sprich: Diese Menge
wurde nicht emittiert. Wir emittieren im Moment unge-
fähr 800 Millionen Tonnen CO2. Das heißt, wir reden
immerhin über rund 20 Prozent. Unsere Klimaziele wä-
ren bei allen Anstrengungen, die wir bisher unternom-
men haben, ohne die Kernenergie nicht erreichbar.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Das kann einem jetzt gefallen oder nicht; aber Adam
Riese lässt sich nicht umgehen. Das sind die Fakten, mit
denen wir es zu tun haben.

Welche Folgen hätte ein noch schnellerer Ausstieg
aus der Kernenergie? Wir haben das Ziel, bis zum Jahr
2020 den Anteil der Erneuerbaren an der Stromversor-
gung von heute 17 Prozent auf mehr als 35 Prozent zu
verdoppeln. Vielleicht schaffen wir sogar ein paar Pro-
zent mehr. Was machen wir aber mit dem Rest? Bei aller
Energieeffizienz und bei allen Fortschritten, die wir er-
reichen wollen, um eine Verdoppelung des Anteils der
erneuerbaren Energien von 1990 bis 2020 zu erreichen,
wird es sicher nicht gelingen, die Ziele, die wir uns bis-
her gesetzt haben, mit einem Ausstieg aus der Kernener-
gie und einem gleichzeitigen Ausstieg bzw. mit einer
gleichzeitigen Nichtinvestition, beispielsweise im Koh-
lebereich, zu erreichen.

Kohle ist der größte CO2-Emittent. Die heimische
Braunkohle trägt heute zu 25 Prozent zur Stromversor-
gung in Deutschland bei. Die Steinkohle trägt heute
ebenfalls zu fast 25 Prozent zur Stromversorgung bei.
Das heißt, fast 50 Prozent des deutschen Stromver-
brauchs werden heute durch Kohle erbracht. Deshalb
bleibt auch bei noch so großen Anstrengungen eine Lü-
cke von rund 60 Prozent des Energiebedarfs, die wir im

Jahr 2020 mit anderen Energieformen schließen müssen.
Ich frage Sie: Wie sollen wir das machen? Einen Einstieg
in die CCS-Technologie, um den CO2-Ausstoß durch
Kohlekraftwerke zu verhindern, wollen viele nicht. Den
Ausstieg aus der Kernenergie wollen wir alle. Wir wol-
len ihn jetzt sogar noch beschleunigen. Es gibt also aller-
hand Fragen, die wir zu beantworten haben.

Zur Versorgungssicherheit. Über 70 Prozent der
Stromversorgung werden heute durch die heimische Pro-
duktion gedeckt. Erneuerbare und Braunkohle habe ich
angesprochen. Es gibt außerdem in geringem Umfang
heimische Gasproduktion sowie Kernenergie. Bei einem
Ausstieg aus Kernenergie und Kohle wird diese Versor-
gungssicherheit so nicht mehr gewährleistet sein.

Im Übrigen sind wir nicht allein auf dieser Welt.
Wenn wir Deutschen vorpreschen, werden uns die Fran-
zosen, die Schweizer, die Tschechen, die Schweden, die
Finnen, die Belgier und die Holländer nicht automatisch
folgen. Bei der Beratung des vorherigen Tagesordnungs-
punktes haben wir die europäische Währung und die da-
mit verbundenen Notwendigkeiten behandelt. Diese sind
bei der Energieversorgung mindestens in dem Maße eine
europäische Herausforderung, wie dies im Bereich der
Währung der Fall ist.

Unsere Bürger sind bereit – zumindest im Lichte der
aktuellen Ereignisse –, bei einem schnelleren Umbau
mehr für die Energieversorgung zu bezahlen. Dass das
mehr kostet, wird sicherlich niemand bestreiten; schließ-
lich müsste der Netzausbau, der den Notwendigkeiten
sowieso hinterherhinkt, noch schneller vonstatten gehen.
Nicht nur Planungsverfahren müssten beschleunigt wer-
den, sondern es müssten auch hohe zweistellige Milliar-
denbeträge investiert werden. Das Problem der Speiche-
rung, das technologisch noch nicht abschließend gelöst
ist, ist ebenfalls mit hohen Kosten und vielem anderen
verbunden.

Wir wollen uns diesen Herausforderungen stellen.
Dabei dürfen wir aber nicht vergessen – das will ich ab-
schließend ins Zentrum der Überlegungen rücken –, dass
es vor allem um die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit
des Industriestandortes Deutschland geht. In der Wirt-
schafts- und Finanzkrise haben wir gesehen, wie wichtig
der Industriestandort Deutschland ist. Heute spielen der
Produktions-, der Forschungs- und der Industriestandort
eine herausragende Rolle. Wir müssen die Wertschöp-
fungstiefe erhalten. Deshalb brauchen wir wettbewerbs-
fähige Strompreise und nicht nur wettbewerbsfähige
Energiepreise. Wenn es Ausschläge beim Öl- und beim
Gaspreis mit internationalen Auswirkungen gibt – Nord-
afrika, Mittlerer Osten –, trifft das alle in gleichem
Maße. Es trifft uns vielleicht sogar etwas weniger als an-
dere auf der Welt, weil wir beim Thema Energieeffizienz
größere Fortschritte gemacht haben. Außerdem zählen
wir zu den drei Nationen in der Welt, denen es am besten
gelungen ist, das Energiewachstum vom Wirtschafts-
wachstum zu entkoppeln.

Wir gehören schon heute zu denjenigen, die den
höchsten Strompreis in Europa haben. Der Strompreis ist
heute neben den Arbeitskosten und der Höhe der Steuern
einer der entscheidenden Wettbewerbsfaktoren. Wettbe-
werb ist hier kein Selbstzweck, sondern entscheidet über
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die Schaffung und die Erhaltung von Arbeitsplätzen.
Unser zentrales Bemühen muss sein, die Wettbewerbsfä-
higkeit des Industriestandortes Deutschland durch ver-
trägliche, wettbewerbsfähige Strompreise zu erhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Herr Kollege, Sie müssen zum Ende kommen.

Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU):
Darum sollten wir uns gemeinsam bemühen. Das soll-

ten wir bei der Fortschreibung des verabschiedeten Ener-
gieprogramms und bei weiteren Maßnahmen nicht ver-
gessen. Ohne die Erhaltung des Industriestandortes
werden wir Deutschland nämlich nicht so weiterentwi-
ckeln können, wie wir alle hier es wollen. Das sollten
wir bedenken.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Herr Kollege, Sie müssen zum Ende kommen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Spätestens Sonntag ist er ganz am Ende!)

Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU):
Wir sind gut beraten, darauf zu achten, Herr Trittin,

dass der Kernschmelze, die in Japan droht, nicht die
Hirnschmelze in Deutschland folgt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Hermann Ott [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hilft unserem Industriestandort
dann auch nicht mehr!)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Gregor Gysi für die Fraktion Die

Linke.

(Beifall bei der LINKEN – Jürgen Trittin
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Gregor,
musst du eigentlich zu jedem Thema reden?)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Ja, Herr Trittin, ich weiß, dass Sie mich gerne hören;

deshalb rede ich zum zweiten Mal. Aber ich verspreche
Ihnen, heute und morgen nicht wieder zu reden, zumin-
dest nicht hier.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Jürgen
Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mor-
gen auch nicht? Das ist gut!)

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst
zur Katastrophe von Fukushima. Wie schlimm das ist,
wissen wir alle. Der Super-GAU ist noch nicht abgewen-
det. Ich habe in einer Stellungnahme von Pflugbeil gele-
sen, dass der Unfall jetzt schon den Grad von Tscherno-
byl erreicht hat. Das Ganze ist also eine beispiellose
Katastrophe.

Was hat die Regierung gemacht? Sie hat ein Morato-
rium von drei Monaten beschlossen. Sie hat die Lauf-
zeitverlängerung ausgesetzt, will prüfen und sagt, da-

nach werde man weitersehen. Nun lese ich heute in der
Süddeutschen Zeitung, Herr Brüderle, Folgendes

(Zurufe von der SPD)

– es tut mir leid; das muss ich Ihnen vorlesen; das ist
doch wirklich ein starkes Stück –:

(Peter Friedrich [SPD]: Wir freuen uns ja darauf!)

Was es denn mit den Meldungen von dem Morato-
rium auf sich habe, will BDI-Präsident Hans-Peter
Keitel wissen.

– Sie, Herr Brüderle, saßen da ja mit lauter Industriebos-
sen zusammen. –

Ausweislich des Protokolls der Sitzung gibt
Brüderle darauf eine folgenschwere Antwort: „Der
Minister bestätigte dies“,

– also das Moratorium –

steht darin, „und wies erläuternd darauf hin, dass
angesichts der bevorstehenden Landtagswahlen
Druck auf der Politik laste und die Entscheidungen
daher nicht immer rational seien.“

(Thomas Oppermann [SPD]: Unerhört!)

Im Übrigen sei er, Brüderle, ein Befürworter der
Kernenergie, auch mit Rücksicht auf Branchen, die
besonders viel Energie verbrauchen. „Es könne da-
her keinen Weg geben, der sie in ihrer Existenz ge-
fährde“, befindet Brüderle laut Protokoll.

(Thomas Oppermann [SPD]: Unerhört!)

Wissen Sie, Herr Brüderle: Wenn man sich mit so rei-
chen Knöppen einlässt, dann sollte man bedenken – das
haben Sie wohl vergessen –, dass das deutsche Knöppe
sind und deshalb ein Protokoll geführt wurde.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN
und der SPD – Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Da stimmt Herr Brüderle Ih-
nen zu!)

Herr Brüderle, ich rate Ihnen, das nicht zu bestreiten.

Ich will aber auf etwas anderes hinweisen: Auch die
Kanzlerin spricht immer von Restrisiko. Restrisiko be-
deutet, dass wir, wenn wir je so etwas erleben wie das,
was jetzt in Japan geschehen ist, in diesem Land wahr-
scheinlich gar nicht mehr leben könnten. Niemand hat
das Recht, auch nur bei kleinstem Restrisiko die Bevöl-
kerung dieses Landes einer solchen Gefahr auszusetzen.
Sie nicht und auch nicht die Bundeskanzlerin. Niemand.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie, Herr Brüderle, nun wegen der Landtags-
wahlen die Laufzeitverlängerung aussetzen, aber danach
Ihre Politik im Kern weiterverfolgen wollen, kann ich
Ihnen nur sagen, dass das ein verantwortungsloses Spiel
mit den Bürgerinnen und Bürgern ist.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)
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Jetzt komme ich auf den Ursprungsfehler. Wir müs-
sen uns in unserer Gesellschaft über ein paar Fragen ver-
ständigen. Zunächst einmal: Mit wem muss eigentlich
eine Einigung erzielt werden, wenn eine bestimmte Poli-
tik durchgesetzt werden soll? Ich habe das schon einmal
gesagt und wiederhole es: SPD und Grüne haben mit
dem Ausstieg begonnen – das ist ein Verdienst –; aber
die Bedingungen hierfür haben sie mit der Atomlobby
ausgehandelt. Warum hatten Sie nicht die Kraft, ihr ein-
mal zu sagen, dass der Bundestag der Gesetzgeber ist
und nicht die Atomlobby? Aber weil Sie alles nur mit ihr
ausgehandelt haben, war der Kompromiss so unzurei-
chend.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe damals gefragt, wie Sie eigentlich darauf
kommen, zu glauben, dass Sie in 30 Jahren noch regie-
ren, um das Ganze zu kontrollieren. Da haben Sie mir
gesagt: Auch eine nachfolgende Regierung kann von
diesem Beschluss nicht abweichen. Aber sie konnte ab-
weichen, wie Frau Merkel ja nun bewiesen hat.

(Thomas Oppermann [SPD]: Das werden wir
sehen! – Peter Friedrich [SPD]: Das werden
wir noch sehen, Herr Gysi! Warten wir einmal
Karlsruhe ab!)

Union und FDP begingen den schweren Fehler, die-
sen Kompromiss, so unzulänglich er war, nun auch noch
aufzukündigen. Damit haben Sie eine völlig überflüssige
gesellschaftspolitische Auseinandersetzung provoziert.
Worum ging es? Sagen Sie doch einmal die Wahrheit: Es
ging darum, dass die vier Atomkonzerne einen zusätzli-
chen Profit in Höhe von 120 Milliarden Euro erzielen
wollten. Das haben Sie ihnen zugebilligt.

Jetzt kommt der Höhepunkt. Dann sagt Frau Merkel
zu den Bossen, sie wolle aber auch für den Bund etwas
haben, und zwar 2,3 Milliarden Euro. Darauf erwidert
die Atomlobby, das sei zu viel. Letztendlich einigen sie
sich auf 1,5 Milliarden Euro.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Quatschkopf!)

Der Punkt ist doch, dass Sie den Bundestag ausschal-
ten.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Sie könnten als 
Märchenerzähler auftreten!)

Herr Kauder, stellen Sie sich einmal vor, Sie hätten einen
selbstständigen Gedanken gegenüber der Bundeskanzle-
rin

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN)

und sagten, Sie wollten mehr als 1,5 Milliarden Euro ha-
ben. Dann würde Ihnen die Bundeskanzlerin sagen, dass
das gar nicht geht, weil sie ja etwas anderes vereinbart
hat. Der Bundestag wird von Ihnen zu einem Abnick-
organ gemacht. So etwas geht nicht. Das gefährdet auch
die Demokratie.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Volker Kauder [CDU/CSU]:

Herr Gysi, das haben wir gestern Abend schon
gehört!)

Herr Kauder, bei der Bankenlobby ist es dasselbe ge-
wesen. Die Bankenlobby hat doch entschieden, wie wir
die Krise angeblich lösen. Es entscheidet nicht Frau
Merkel, was Herr Ackermann macht, sondern Herr
Ackermann entscheidet, was Frau Merkel macht. Selbst
wenn sie ihm ein Essen ausgibt, entscheidet nicht etwa
sie, sondern er, welche 18 weiteren Personen eingeladen
werden. Das ist eine Verkehrung der demokratischen
Verhältnisse in diesem Land.

(Beifall bei der LINKEN)

Übrigens war es bei der Gesundheitsreform mit der
Pharmaindustrie und den privaten Krankenversicherun-
gen nicht anders. Die haben ebenfalls entschieden, was
hier passiert.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Können Sie etwas zum Thema Atom
sagen?)

Bei Hartz IV war es genauso. Sie haben an den illegalen
Kungelrunden doch teilgenommen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gregor, gestern war es zu Afghanis-
tan!)

Herr Beck, der Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz,
hat dort etwas Verfassungswidriges vereinbart, immer
unter Ausschluss der Linken. Es stört Sie, wenn wir von
Ihren Nebendeals erfahren. All das gefährdet die Demo-
kratie. Das müssen Sie sich überlegen.

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Von den Lin-
ken müssen wir uns über Demokratie nichts
erzählen lassen!)

Ich will Ihnen auch sagen, warum die Demokratie ge-
fährdet wird: weil nichtzuständige Einrichtungen die
Entscheidungen treffen. Die Kungelrunde von Herrn
Beck ist nicht zuständig. Angerufen war der Vermitt-
lungsausschuss. Er hatte noch gar nicht getagt. Ich
möchte gerne, dass der Bundestag, der Bundesrat und
der Vermittlungsausschuss wieder die Entscheidungsgre-
mien werden. Entscheidungen dürfen nicht in den illega-
len Kungelrunden getroffen werden, an denen Sie sich
beteiligen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sind uns einig – zumindest in der Opposition –,
dass die acht ältesten und pannenreifen AKW sofort und
für immer vom Netz genommen werden müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Streitfrage ist: Was wird mit den weiteren neun
AKW? Ich sage Ihnen: Was Sie hier bieten, ist willkür-
lich. Die SPD schreibt, bis 2020 sollten sie abgeschaltet
werden. Ursprünglich war von einer Laufzeit bis 2023
die Rede. Jetzt sagen Sie: bis 2020.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Lesen Sie ein-
mal den Gesetzentwurf!)
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Die Grünen sagen: bis 2017. Ich halte das alles für will-
kürlich.

Wir schlagen etwas ganz anderes vor: dass wir uns
mit unabhängigen Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern, mit Umweltverbänden und mit kommunalen
Energieerzeugern beraten und dass die Abschaltung un-
verzüglich, ohne schuldhaftes Verzögern, das heißt so
schnell wie möglich, erfolgt,

(Ulrich Kelber [SPD]: Herzlich willkommen! 
Das haben wir schon vor Jahren gemacht!)

und zwar auf der Grundlage der Berechnungen von
Fachleuten und nicht basierend auf den willkürlichen
Gedanken, die Sie hier in den Raum bringen.

(Beifall bei der LINKEN – Hubertus Heil
[Peine] [SPD]: Wer zu spät kommt, den be-
straft das Leben, Herr Gysi!)

Zu Baden-Württemberg kann ich Ihnen auch noch et-
was sagen. Philippsburg 1 und Neckarwestheim 1 müs-
sen dauerhaft abgeschaltet bleiben. Auch Philippsburg 2
und Neckarwestheim 2 werden unverzüglich und unum-
kehrbar abgeschaltet und können nicht am Netz bleiben.
Da die EnBW mehrheitlich dem Land gehört, ist es gar
kein Problem, das umzusetzen, egal welche Regierung in
Baden-Württemberg gebildet wird.

(Zuruf von der SPD: Warten wir es ab!)

– Ja, warten wir das ab.

(Thomas Oppermann [SPD]: Atom-Mappus!)

Das ist aber nur das eine, was wir fordern.

Wir fordern darüber hinaus, den Verzicht auf Atom-
energie und Atomwaffen in das Grundgesetz aufzuneh-
men. Das ist dringend erforderlich. Es gibt das schöne
Beispiel Österreich. Dort steht das in der Verfassung.
Folgt man diesem Beispiel, gibt es auch keine Debatte
mehr.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Dort benutzt
man Atomstrom, um das Wasser hochzupum-
pen!)

– Herr Kauder, haben Sie doch einmal den Mut und tra-
gen Sie zur Zweidrittelmehrheit bei. Dann nehmen wir
das ins Grundgesetz auf. Danach wird sich im Bundestag
nie wieder eine Zweidrittelmehrheit finden, die es än-
dert. Dann wären wir endlich endgültig ausgestiegen.
Genau das brauchen wir.

(Beifall bei der LINKEN)

Übrigens liegen in Rheinland-Pfalz noch 20 Atom-
bomben der USA. Die müssten abgezogen werden. Der
Kalte Krieg ist seit über 20 Jahren vorbei. Wir brauchen
keine Atomwaffen in Deutschland.

(Beifall bei der LINKEN)

Des Weiteren brauchen wir ein Exportverbot für die
Technik, die für die energetische und militärische Nut-
zung der Atomkraft eingesetzt wird. Es geht wirklich
nicht an, dass wir weiterhin damit Profit machen und da-

ran verdienen, dass wir diese Technik weltweit verkau-
fen.

Mit dem, was Sie hier zu den Hermesbürgschaften ge-
sagt haben, haben Sie recht: Die Bundesregierung kann
den Bau von Atomkraftwerken nicht auch noch finan-
ziell begleiten. Hier muss ein Umdenken stattfinden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen ein Sofortprogramm hinsichtlich der er-
neuerbaren Energien, gerade in Bayern und in Baden-
Württemberg, wo der Anteil der Atomenergie so groß
ist. Dort muss jetzt wirklich einmal etwas passieren.

Im Übrigen führt die Verlängerung der Laufzeiten bei
der Atomenergie zu verstopften Netzen. Dadurch wird
die Entwicklung der erneuerbaren Energien gebremst.
Ich sage das, weil Sie immer so tun, als ob dabei das Ge-
genteil herauskommen würde. Auch hier müssen wir
also umdenken.

Ich füge hinzu, dass wir Stromnetze in öffentlicher
Hand brauchen. Ich weiß, dass Sie sich darüber immer
aufregen; Sie wollen alles privatisieren. Wenn die
Stromnetze nicht in öffentlicher Hand sind, dann ist die
Politik auch nicht zuständig. Wenn die Politik nicht zu-
ständig ist, dann ist auch die Demokratie nicht zuständig.
Wenn alles privatisiert ist, dann ist es eben bei bestimm-
ten Fragen egal, ob man FDP oder Linke wählt, weil das
Parlament gar nicht mehr darüber zu entscheiden hat.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja auch so schon egal!)

Wir brauchen auch bei der Energieversorgung eine
Dezentralisierung und Kommunalisierung,

(Beifall bei der LINKEN)

weil kleinere Einheiten einfach übersichtlicher sind. Sie
möchten, dass ein Bürgermeister nichts mehr zu ent-
scheiden hat.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: So ein Blöd-
sinn!)

– Ja, natürlich! Wenn Sie alles privatisiert haben, hat der
Bürgermeister nichts mehr zu entscheiden, weder hin-
sichtlich der Energiepreise noch hinsichtlich der Wasser-
preise oder der Mieten. Ich möchte, dass die Politik für
die öffentliche Daseinsvorsorge zuständig bleibt, damit
die Wahl zwischen uns beiden für die Leute Sinn macht.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist die Frage, die dahintersteckt.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Wir wollen 
keine Situation wie in der DDR!)

– Herr Kauder, quatschen Sie doch nicht immer von der
DDR. Sie wissen doch gar nicht, wie es dort war.

(Beifall bei der LINKEN – Volker Kauder 
[CDU/CSU]: Aber Sie! Sie wissen es!)

– Ja, ich weiß es; ich habe dort gelebt.
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(Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]:
Sie wissen sogar, wie es bei den anderen war,
wo Sie geschnüffelt haben!)

Aber ich gebe Ihnen nicht auch noch ein Essen aus, um
Ihnen den Osten zu erklären; das geht mir zu weit.

Herr Kauder, wir brauchen noch etwas – ich sage das
auch der FDP, die das grundsätzlich ablehnt –: Wir brau-
chen natürlich einen Preisstopp und eine staatliche Preis-
regulierung. Das gab es in der Bundesrepublik jahrzehn-
telang. Was war denn daran so schlimm? Seitdem die
Energieversorgung privatisiert ist, gehen die Preise nach
oben. Die Konzerne telefonieren miteinander und be-
sprechen das. Es gibt doch in diesem Bereich überhaupt
keinen Markt. Wir haben vier Konzerne, die sich die
Bundesrepublik Deutschland feudal aufgeteilt haben.
Also brauchen wir auch hier einen anderen Weg.

Wieder geht es um die Frage der Zuständigkeit der
Politik und der Demokratie. Sie begreifen eine einfache
Tatsache nicht: Der Bundestag wird demokratisch ge-
wählt; die Atomlobby wird nicht gewählt, die Chefs der
Pharmaindustrie werden nicht gewählt, die Chefs der
Banken werden auch nicht gewählt.

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Natürlich 
werden die gewählt!)

Es macht einen Unterschied, dass die Bevölkerung den
Bundestag wählen darf, aber nicht den Vorstand der
Deutschen Bank. Insofern ist es eine Katastrophe, dass
der Vorstand der Deutschen Bank mehr zu sagen hat als
die Bundesregierung. Genau das müssen wir überwin-
den.

(Beifall bei der LINKEN)

Schließlich sage ich Ihnen: Am Samstag werden
große Demonstrationen stattfinden. Ich bitte Sie – auch
Sie, Herr Brüderle –, sie ernst zu nehmen. Die Bürgerin-
nen und Bürger werden dort ganz entschieden rufen:
„Atomkraft? Nein, danke!“ Nehmen Sie sie ernst! Veral-
bern Sie sie nicht mit einem Moratorium, das überhaupt
nicht ernst gemeint war.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Bundesminister Rainer Brüderle.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Und jetzt aufpassen, dass
nicht wieder falsch protokolliert wird! –
Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Das kann im
Bundestag nicht passieren!)

Rainer Brüderle, Bundesminister für Wirtschaft und
Technologie:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Gysi,
Sie kritisieren, dass ein Zusammenhang zwischen unse-
rer Politik und dem Wahlkampf besteht. Sie haben nur
über Atomkraftwerke in Baden-Württemberg gespro-
chen; das nur nebenbei gesagt.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Nein! Der hat 
über alles geredet!)

Sie haben aus einem Protokoll zitiert, zu dem der BDI
inzwischen erklärt hat, dass meine Ausführungen falsch
wiedergegeben worden sind.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Jürgen
Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und
die Erde ist eine Scheibe! – Hubertus Heil
[Peine] [SPD]: Narrenmund tut Wahrheit
kund! – Rolf Hempelmann [SPD]: Es ist noch
schlimmer!)

Was ich kenne, ist meine Haltung und die Haltung der
Bundesregierung: Wir wollen in das Zeitalter der erneu-
erbaren Energien einsteigen. Wir machen verantwor-
tungsvolle Politik und halten Kurs. Es ist absurd, uns
Wahlkampfmanöver vorzuwerfen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Lachen bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Jürgen
Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mainz
bleibt Mainz, wie es singt und lacht!)

Einige von Ihnen stellen sich hin und fordern hier den
sofortigen Ausstieg aus der Kernenergie. Das ist verant-
wortungslos. Sie wissen ganz genau, dass das unsere
Netze überhaupt nicht aushalten können. Das, was Sie
fordern, ist überhaupt nicht machbar.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Herr Trittin und Herr Gabriel, Sie haben sieben Jahre
Zeit gehabt, die Kernkraftwerke sofort abzuschalten; Sie
haben es nicht getan. Sie sollten etwas mehr die Seriosi-
tät, Ruhe und Besonnenheit übernehmen, die die Japaner
im Umgang mit der Atomkatastrophe und den beiden
Naturkatastrophen gezeigt haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Japan geht mit diesem Schicksalsschlag gelassen und
besonnen um. Teile der Opposition meinen, in Deutsch-
land Hysterie verbreiten zu müssen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh!)

Das ist der Lage in Japan völlig unangemessen, und das
ist der Lage in Deutschland völlig unangemessen.

(Beifall bei der FDP – Hubertus Heil [Peine]
[SPD]: Sie sind der Regierung unangemes-
sen! – Weitere Zurufe von der SPD)

Da wird versucht, aus jeder angeblichen Neuigkeit
eine Sensation zu kreieren. Wir sollten uns auch in der
politischen Debatte mit etwas mehr Ruhe und Sachlich-
keit des Themas annehmen. Ja, was in Japan passiert ist,
war ein Einschnitt:

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Und?)

für Europa, für Deutschland und für die Welt.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Aber nicht so 
schlimm?)
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Wir überprüfen bei allen Kernkraftwerken in Deutsch-
land die Sicherheit erneut umfassend. Die sieben ältesten
Kernkraftwerke in Deutschland werden zunächst abge-
schaltet.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Vorüberge-
hend!)

Die Prüfung ist hart, fair und ergebnisoffen. Eine Vor-
festlegung gibt es nicht. Aber eines ist klar: Sicherheit
geht vor. Eine ähnliche Überprüfung führen die Verei-
nigten Staaten, China und Russland durch.

(Rolf Hempelmann [SPD]: Schon vor einem 
halben Jahr!)

Sie können doch nicht behaupten, dass die Landtags-
wahlen im Süden der Republik das Verhalten dieser Län-
der, die genauso vorgehen, beeinflussen würden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Zeit während des Moratoriums wird genutzt, damit
die neue Lage nach den japanischen Vorfällen seriös
überprüft werden kann.

Zentral für den Umstieg in das Zeitalter der regenera-
tiven Energien, den wir wollen, ist der Netzausbau. Wir
müssen die Netze schneller ausbauen. Schon heute feh-
len in Deutschland 3 600 Kilometer Stromleitungen –
Tendenz steigend.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Ja, was tun Sie
denn? – Gegenruf der Abg. Marie-Luise Dött
[CDU/CSU])

– Wir stellen ein Konzept für den Netzausbau auf, um
diesen zu beschleunigen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe eine Netzplattform geschaffen, auf der wir auch
mit NGOs einen Dialog führen, damit wir schneller zu
einer Akzeptanz kommen.

(Zuruf der Abg. Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Aber Teile der Opposition sind gegen alles: gegen Kern-
kraft, gegen Kohlekraftwerke und gegen Leitungen.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Quatsch!)

Das ist unverantwortliche Politik.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Eine Deindustrialisierung, die gegen Arbeitsplätze und
Wohlstand in Deutschland gerichtet ist, können Sie mit
Schwarz-Gelb nicht machen. Deshalb sollten Sie mit Be-
sonnenheit und Vernunft an diese Themen herangehen.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Sie lügen ja 
schon wieder, Herr Brüderle!)

Wir bringen Schwung in den Netzausbau. Ich stelle
mir vor, dass wir als Resultat dieser nationalen Aufgabe
ein Konzept auf den Weg bringen, um diesen Ausbau er-
heblich zu beschleunigen. Ich lade Sie ein, mitzuma-
chen. Sie können nicht hier im Bundestag Ja zum Netz-
ausbau sagen, aber vor Ort bei den Blockierern dabei

sein. Wenn konkrete Maßnahmen bei Pumpspeicher-
kraftwerken und Netzen anstehen, machen Sie genau das
Gegenteil dessen, was Sie fordern.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Wi-
derspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Rot-rot-grüne Energiepolitik ist eine Nullnummer. Sie
blockieren beim Umbau des Kraftwerkparks.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Falsch!)

Sie sollten konsequent mithelfen, dass wir schneller in
das Zeitalter der regenerativen Energien kommen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Deshalb haben
Sie die Restlaufzeiten verlängert! Peinlich! –
Christian Lange [Backnang] [SPD]: Ist Ihre
Rede schon rum? – Bärbel Höhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: War das schon alles?
Was war denn die Aussage?)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Hans-Josef Fell für die Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen.

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen

und Kollegen! Herr Minister Brüderle, da kommen Sie
nicht mehr heraus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Sie haben beim BDI in Anwesenheit von RWE und Eon
die Wahrheit zu Protokoll gegeben. Das jetzt als Fehler
im Protokoll ausgeben zu wollen, macht Sie noch we-
sentlich unglaubwürdiger, als Sie es vorher schon waren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN – Christian Lange [Backnang]
[SPD]: Überführt sind Sie!)

Ihr angebliches Atommoratorium ist reine Wahl-
kampftaktik. Das haben Sie beim BDI klar zugegeben.
Dabei brauchen wir heute doch keine Wahlkampftaktik,
um auf diese Herausforderungen des Atomunfalls in Ja-
pan zu reagieren. Er ist es, der zur Deindustrialisierung
Japans beiträgt. Es sind nicht die erneuerbaren Energien,
sondern es ist die Atomenergie, die eine Deindustriali-
sierung befördert. Das können Sie in Japan genau sehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN – Volker Kauder [CDU/CSU]: Vor-
sichtig!)

Nach dieser nuklearen Katastrophe in Japan sind zwei
entscheidende Handlungen zwingend erforderlich: Zum
einen müssen wir jetzt dem japanischen Volk in seiner
großen Not nach Erdbeben, Tsunami und Atomunfall
alle Hilfen geben, die uns möglich sind. Dabei sehe ich
auch große Defizite dieser Regierung.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Zum anderen braucht unser Planet endlich einen völlig
neuen Entwurf für die Energieversorgung dieser Erde:
ohne Atomenergie und wegen des Klimaschutzes auch
ohne fossile Energien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Diesen neuen Entwurf für die Energieversorgung die-
ser Welt gibt es bereits. Die renommierten kalifornischen
Universitäten Stanford und Davis, die mit ihren Aus-
gründungen im Silicon Valley die dritte industrielle Re-
volution der Welt ermöglicht haben, haben jetzt einen
Plan für die vierte industrielle Revolution der Welt ge-
schaffen. Sie sagen: Der gesamte Weltenergiebedarf
kann danach bis 2030 zu 100 Prozent mit erneuerbaren
Energien gedeckt werden. Das ist technologisch mög-
lich, industriell machbar und hat ökonomisch große Vor-
teile.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Doch statt nun auf die Beschleunigung des Ausbaus
der erneuerbaren Energien zu setzen, was Frau Merkel
und Sie, Herr Brüderle, in der letzten Woche noch voll-
mundig erklärten, wurde in dieser Woche die Verkün-
dung von neuen Maßnahmen abgesagt. Offensichtlich
haben sich die Hardliner durchgesetzt. Offensichtlich ha-
ben Sie, Herr Brüderle, Herr Kauder und Herr Fuchs, die
Verabschiedung eines Beschleunigungskonzeptes in Sa-
chen erneuerbare Energien verhindert.

Es ist wie immer bei Ihrem Regierungshandeln: Eine
leere Versprechung reiht sich an die andere. Statt Mil-
liarden in den Ausbau des Bereichs der erneuerbaren
Energien zu stecken, wurden die Mittel für erneuerbare
Energien im Haushalt 2011 gekürzt, und die Mittel für
die Effizienzsteigerung wurden gleich mit gekürzt. Das
widerspricht Ihren Worten doch völlig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Immer noch halten die Kanzlerin und Sie am uralten
kerntechnischen Regelwerk fest, ebenso am Atommana-
ger Hennenhöfer als Leiter der Atomaufsicht. Alles
spricht dafür, dass Sie nach der Wahl am kommenden
Sonntag wieder einen Pro-Atom-Kurs fahren werden.

Frau Merkel will sich heute auf dem EU-Gipfel für ei-
nen Stresstest der europäischen Atomkraftwerke einset-
zen. Da muss sie Herrn Oettinger aber sagen, dass das
nicht nach dem alten Euratom-Regelwerk geschehen
kann. Dieses Regelwerk ist zur Analyse der Gefahren
von Atomkraftwerken, die in Japan aufgetreten sind, un-
tauglich. Wir brauchen eine Veränderung der Euratom-
Regeln. Am besten wäre eine Abschaffung der Unter-
stützungsmodalitäten. Stattdessen brauchen wir einen
neuen EU-Vertrag für erneuerbare Energien, Eurenew.
Das wäre die richtige Antwort. Das müsste Frau Merkel
jetzt in Brüssel auf den Weg bringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir Grünen haben längst gezeigt, wie eine Beschleu-
nigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien gelingen
kann. Das ist nachzulesen im Energiekonzept der Grü-
nen und in den Vorlagen, die wir heute einbringen. Wir
machen konkrete Vorschläge, wie dieses Land spätestens
zum Ende der nächsten Wahlperiode vollständig aus der
Atomenergie aussteigen kann. Mit dem unter Rot-Grün
geschaffenen erfolgreichen Erneuerbare-Energien-Ge-
setz haben wir bewiesen, dass wir eine solche Politik ge-
gen alle Widerstände aus den Reihen von Union, FDP
und Atomwirtschaft machtpolitisch durchsetzen können.

Wir müssen den Ausbau der Windkraft, der Solarener-
gie, der Wasserkraft, der Bioenergie und der Erdwärme
beschleunigen. Wir müssen den Kommunen mehr Ener-
giehoheit geben. Wir müssen die Energieeinsparpoten-
ziale heben und Bürgerakzeptanz für den notwendigen
Netz- und Speicherausbau schaffen. Herr Brüderle, die
Hauptengstellen liegen übrigens im 110-kV-Netz. Dort
finden die Abschaltungen statt. Für den Ausbau dieses
Netzes kann man Erdkabel nutzen. Doch die Deutsche
Energie-Agentur und Sie, Herr Brüderle, sprechen fast
nur vom Ausbau der großen 380-kV-Leitungen. Neue
Kohlekraftwerke sind – das ist eine Mahnung an die an-
dere Seite des Hauses, an SPD und Linke – für die Um-
setzung unseres Energiekonzepts nicht notwendig. Wir
müssen auch an den Klimaschutz denken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Brüderle, Sie wollen nur die großen Leitungen
bauen, um den Windstrom von Nord nach Süd zu brin-
gen. Fordern Sie lieber endlich Herrn Mappus in Baden-
Württemberg und Herrn Seehofer in Bayern auf, die Ge-
nehmigungsblockaden in Sachen Windenergie abzu-
schaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Windstrom kann man mit neuen Windrädern auch in die
südlichen Bundesländer bringen.

Sie haben in der Vergangenheit bewiesen, dass Sie
den Blick nicht nach vorne richten. Ich will Ihnen Albert
Einstein in Erinnerung rufen, der gesagt hat, dass man
mit den Denkweisen, die ein Problem verursacht haben,
das Problem nicht lösen kann. Das werden die Wählerin-
nen und Wähler am kommenden Sonntag erkennen. Sie
sind mit Sicherheit in der Lage, die Konsequenzen zu
ziehen. Die Konsequenz ist: Die Atomparteien müssen
abgewählt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Michael Fuchs für die CDU/CSU-

Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)
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Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe

Kolleginnen und liebe Kollegen! Herr Gysi, von Ihnen
etwas über Demokratie zu lernen, fällt mir wahrlich
schwer. Solange Sie nicht in der Lage sind, überhaupt
anzuerkennen, was Ihre Vorgängerpartei, die SED, in der
DDR-Zeit angestellt hat – ich nenne den Mauerbau; die
Mauertoten leugnen Sie nach wie vor, was unsäglich
ist –, brauchen wir in Sachen Demokratie keine Beleh-
rung von Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Widerspruch bei der LIN-
KEN)

Des Weiteren darf ich Ihnen sagen: Es wäre interes-
sant, wenn Sie sich einmal mit Österreichern unterhalten
würden. Wir haben das vor kurzem getan. Wir haben uns
mit dem österreichischen Wirtschaftsminister unterhal-
ten und uns mit ihm auch über die Energieversorgung in
Österreich auseinandergesetzt. Was macht man dort? Die
Österreicher haben – da gebe ich Ihnen völlig recht –
jede Menge Pumpspeicherkraftwerke; das ist auch gut
so. Wir wären schon froh, wenn die Grünen in Deutsch-
land Pumpspeicherkraftwerke nicht verhindern würden.
Was aber machen die Österreicher nächtens? Sie kaufen
nächtens billigen Kernkraftstrom aus Temelin ein, pum-
pen damit das Wasser wieder nach oben und verkaufen
ihn tagsüber als Ökostrom nach Bayern. Das ist ein Re-
cycling, das mir nicht gefällt und das ich hier und auch
woanders nicht haben möchte. Das sollten Sie zur
Kenntnis nehmen. So funktioniert das nicht.

Lassen Sie mich nun zu Japan kommen. Ich bin in
meinem beruflichen Leben sehr häufig in Japan gewe-
sen. Ich kann nur sagen: Mir tut das, was dort passiert
ist, alles unglaublich leid, und ich empfinde ein tiefes
Mitgefühl für die Menschen dort. Mich stört aber in vie-
lerlei Hinsicht, wie wir mit der Situation in Japan umge-
hen.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Das finde auch 
ich!)

400 000 Menschen sind obdachlos. Wahrscheinlich sind
mehr als 20 000 Tote zu beklagen. Niemand weiß genau,
wie viele es tatsächlich sind. Und wir diskutieren hier
über Probleme, die die Japaner momentan überhaupt
nicht wahrnehmen. Wenn Sie sich anschauen, welche
Diskussionen in Japan geführt werden, dann stellen Sie
fest, dass es dabei um ganz andere Probleme geht. Dort
geht es eben um 400 000 Menschen, die keine Häuser
mehr haben und die verzweifelt nach ein paar Habselig-
keiten suchen.

(Rolf Hempelmann [SPD]: Genau das wollen 
wir vermeiden!)

Ich sage Ihnen noch etwas: Als ich kurz nach dem
verheerenden Tsunami die Worte Ihres Vorsitzenden
Gabriel gehört habe, habe ich gedacht: Hut ab! Das ist
staatstragend und vernünftig. Das ist genau das, was man
in dieser Situation sagen kann und machen muss. Aber
was anschließend passiert ist, nämlich dass es nur vier
Stunden gedauert hat, bis Sie angefangen haben, eine

Diskussion zu beginnen, die überhaupt nichts mit diesem
Unfall zu tun hat, ist schäbig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Ihr Moratorium
ist schäbig!)

Das ist alles andere als der Situation angemessen. Die
Sache für Wahlkampfzwecke auszunutzen, ist zynisch
und für mich auch abstoßend.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das, was Sie machen, ist doch Wahl-
kampf!)

Wir haben den richtigen Weg eingeschlagen.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Heil?

Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU):
Nein. – Wir haben gesagt: Wir müssen ein Morato-

rium machen. Wir setzen die sieben ältesten Kernkraft-
werke in Stillstand, um sie besser überprüfen zu können.

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Ihre Reaktion
ist unglaubwürdig! – Christian Lange [Back-
nang] [SPD]: Und was machen Sie nach den
drei Monaten? Das sagen Sie den Wählern
nicht! Darin liegt der Wahlbetrug!)

Wir wollen in dieser Phase des Moratoriums aus dem,
was in Japan passiert ist, lernen und zuallererst einmal
feststellen, ob wir daraus Konsequenzen für unsere
Kraftwerke ziehen müssen. Das ist wichtig.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Herr Fuchs, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Kotting-Uhl?

Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU):
Auch nicht. – Wir müssen als Allererstes die Frage

stellen: Was sind die technischen Konsequenzen, die wir
für unsere Kernkraftwerke ziehen müssen?

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Sie sind ein 
Atomlobbyist!)

Ein Tsunami – das wird wahrscheinlich selbst die Grü-
nen-Fraktion zugeben, wobei Sie im Verdrängen großar-
tig sind – ist in Deutschland relativ unwahrscheinlich.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Jetzt 
wollen Sie verharmlosen!)

Dennoch haben wir mit Sicherheit Lehren daraus zu zie-
hen.

(Dr. Hermann Ott [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt keine hundertprozentige Sicher-
heit!)

Das werden wir mit der IAEO machen. Wir werden dies
dann konsequent in unseren Kernkraftwerken umsetzen.
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Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Menzner?

Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU):
Auch nicht.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Also generell keine Zwischenfragen? – Gut.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Ein mutiger 
Mensch!)

Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU):
Ich möchte gerecht sein und niemandem eine Zwi-

schenfrage gestatten.

Die Strompreise – das hat der Kollege Pfeiffer gerade
völlig zu Recht gesagt – sollten wir allerdings im Blick
behalten. Was ist denn von Anfang an passiert? Die
Preise sind schon gestiegen.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie sind ganz schön gleich geblieben!)

Wenn Sie sich den Spotmarkt in Leipzig für das zweite
Quartal dieses Jahres anschauen, dann werden Sie fest-
stellen, dass der Preis für Großhandelsstrom um unge-
fähr 10 Prozent gestiegen ist.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist falsch!)

Schon in dieser Woche – diese Zahl ist interessant –
mussten pro Tag circa 800 bis 1 000 Megawatt Strom
importiert werden. Ich frage Sie: Von wo wird dieser
Strom importiert? Der Strom ist überwiegend aus Osteu-
ropa gekommen, und zwar im Wesentlichen von Kern-
kraftwerken.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die sollen auch abgeschaltet werden!
Helfen Sie da mal mit!)

Wenn der Strom nicht aus Osteuropa war, dann kam er
zumindest von Kohlekraftwerken.

Wir müssen uns darüber im Klaren sein: Wenn wir
den Strom nicht zur Verfügung stellen, dann kommt er
von irgendwo anders her. Es ist völlig richtig, was Herr
Fell eben gesagt hat: Der Strom kommt aus der Steck-
dose.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das habe ich nicht gesagt!)

Aber er muss vorher auch dort hineingegeben werden.
Das ist das große Problem. Sie müssen sich über eines
im Klaren sein: Nur mit Wind, nur mit Solar werden wir
dieses Problem nicht lösen können.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber mit allen Erneuerbaren!)

Mit einem weiteren Punkt muss aufgeräumt werden,
nämlich damit, dass es die rot-grüne Koalition war, die
die erneuerbaren Energien so weit vorangebracht haben.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Das ist aber die 
Wahrheit!)

Ich habe einmal die Zahlen herausgesucht. Als Sie 1998
an die Regierung kamen, betrug der Anteil der erneuer-
baren Energien 4,7 Prozent.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Ja! Jetzt sind es 
18 Prozent!)

Als Sie zu Recht abgewählt wurden, lag dieser Anteil bei
10,2 Prozent. Es gab in sieben Jahren also eine Steige-
rung um 5,5 Prozentpunkte. Heute haben wir einen An-
teil von 17 Prozent.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist nur wegen dem Gesetz, das Sie
abgelehnt haben! – Weitere Zurufe von der
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Seit die Bundeskanzlerin Merkel an der Regierung ist,
haben wir eine Steigerung um 6,8 Prozentpunkte in fünf
Jahren.

(Peter Friedrich [SPD]: Peinliche Milchmäd-
chenrechnung, Herr Fuchs! Peinlich!)

Es ist schon fast beschämend, Herr Fell, wenn Sie be-
haupten, es würde nicht in erneuerbare Energien inves-
tiert. Im letzten Jahr sind rund 11,3 Milliarden Euro in
erneuerbare Energien investiert worden.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was reden Sie für einen Unsinn?)

Es hat noch nie eine so intensive Phase von Investitionen
in erneuerbare Energien gegeben wie jetzt. Auch das
sollten Sie zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist nur dank Rot-Grün so! Sie
haben das EEG abgelehnt!)

Last, but not least muss auch etwas über CO2 gesagt
werden. Wir alle hier kämpfen dafür, dass der Klima-
schutz Wirklichkeit wird. Das ist schwierig genug, weil
nicht alle Länder so intensiv Klimaschutz betreiben wie
wir. Sie wissen aber auch, dass die acht Kernkraftwerke,
die jetzt nicht am Netz sind, uns circa 30 Prozent Koh-
lendioxidausstoß ersparen. Das sind 48 Millionen Ton-
nen.

(Peter Friedrich [SPD]: Milchmädchenrech-
nung!)

Diese 48 Millionen Tonnen können wir auf kurze Frist
nur kompensieren, wenn es uns gelingt, aus Nachbarlän-
dern Strom zu importieren, und zwar dann Strom aus
Kernkraftwerken; denn ausschließlich Strom aus erneu-
erbaren Energien bekommen wir aus den Nachbarlän-
dern nicht.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sagt die Beratung im Umweltbun-
desamt völlig anders!)

Ansonsten werden wir die Klimabilanz Deutschlands
verschlechtern. Denn alle fossilen Kraftwerke, egal ob
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Kohle-, Braunkohle- oder Gaskraftwerke, stoßen CO2
aus. Da können Sie sich nicht herausreden.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Stichwort 
Japan! Weiter so!)

Auch das wird ein Problem werden.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Jetzt wissen wir
ja, was Sie mit Ihrem Moratorium vorhaben!
Nichts!)

Das sehen wir ja schon beim Emissionshandel. Die
Preise für Zertifikate sind ebenfalls schon kräftig gestie-
gen, und zwar von 15 Euro auf 16,50 Euro. Das können
Sie am Spotmarkt beobachten. Sie sollten sich das anse-
hen.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das ist die Liste vom Spotmarkt! Ich habe sie
hier! Sie reden die Unwahrheit!)

Für uns geht es um eines: Wir wollen verantwortungs-
voll Energiepolitik betreiben, und zwar so, dass erstens
die Energieerzeugung sicher ist – darüber lassen wir
nicht mit uns reden –, dass zweitens die Energie zuver-
lässig vorhanden ist

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Weiter 
so! Das ist die Wahrheit!)

und dass sie drittens auch noch kostengünstig ist, sodass
die Verbraucherinnen und Verbraucher sie bezahlen kön-
nen und die Unternehmen nicht aus Deutschland abwan-
dern müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Christian Lange [Backnang]
[SPD]: Abschalten! Abwählen! Mehr kann
man dazu nicht sagen!)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort zu Kurzinterventionen erteile ich der Kolle-

gin Kotting-Uhl und danach der Kollegin Menzner.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke schön, Herr Präsident. – Herr Fuchs, Ihre Rede

gibt eigentlich Anlass, jetzt eine zehnminütige Kurzin-
tervention zu machen,

(Dr. Hermann Otto Solms [FDP]: Bitte nicht!)

aber das würde der Gesamtdebatte wahrscheinlich nicht
weiterhelfen. Ich möchte Sie vielmehr auf einen Punkt
ansprechen, den Sie genannt haben. Sie haben die Ver-
gleichbarkeit zwischen dem, was in Fukushima passiert
ist, und dem, was hier passieren könnte, in Abrede ge-
stellt und das damit begründet, dass hier keine Tsunamis
zu erwarten seien.

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Richtig!)

Ich möchte Ihnen dazu einige Fragen stellen. Erste
Frage: Stellen Sie Japans Sicherheitsphilosophie, die un-
serer ähnlich ist – es geht um ein hochindustrialisiertes
Land, um ein Hochtechnologieland –, in Abrede? Mei-
nes Wissens hat Japan eine ähnliche Sicherheitsphiloso-
phie. Sprechen Sie das Japan ab?

Die zweite Frage: Stellen Sie in Abrede, dass auch bei
uns Kühlsysteme ausfallen können? Wenn Sie dies in
Abrede stellen und wenn Sie sagen, es gebe keine Ver-
gleichbarkeit, dann muss ich noch einmal auf das hin-
weisen – es ist relevant –, was Herr Brüderle sagte. Ich
möchte dies noch einmal zitieren, weil es sehr deutlich
ist:

… dass angesichts der bevorstehenden Landtags-
wahlen Druck auf der Politik laste und die Ent-
scheidungen daher nicht immer rational seien.

Das passt auch zum baden-württembergischen Minister-
präsidenten, zu Herrn Mappus – ich bin Baden-
Württembergerin –, der die Entscheidungen, die gefällt
wurden, in den Kontext eines emotionalen Ausnahmezu-
standes der Bürgerinnen und Bürger stellte.

Vor diesem Hintergrund frage ich Sie als Drittes:
Wem stellen Sie als Wirtschaftspolitiker – ich glaube,
Sie haben eine ähnliche Denke wie der Wirtschafts-
minister; auch Ihre Argumentation war ähnlich – die Ra-
tionalität in Abrede: der Bundeskanzlerin oder den Bür-
gerinnen und Bürgern?

Ich bitte Sie, diese drei Fragen zu beantworten.

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Die letzte 
Frage verstehe ich zwar nicht, aber okay!)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Kollegin Menzner, bitte.

Dorothee Menzner (DIE LINKE):
Herr Kollege Fuchs, ich möchte mich auf ganz we-

nige Aspekte Ihrer Rede beschränken.

(Arnold Vaatz [CDU/CSU]: Danke!)

Sie haben versucht, zu suggerieren, dass das, was im-
mer als vernachlässigbares Restrisiko bezeichnet wurde,
für Deutschland nicht gelten würde. Aber Sie haben mit
keinem Satz darauf Bezug genommen, dass dieses ver-
meintlich so kleine Restrisiko in Japan, in einem Land,
das sehr hohe Sicherheitsstandards hat – es handelt sich
um eine Sicherheitsphilosophie, die immer als Vorbild
dargestellt wurde –, Realität geworden ist. Im Gegensatz
zu allen bisherigen Katastrophen können die Folgen die-
ser Katastrophe auch durch den Einsatz von noch so viel
Geld und Personal nicht in einem überschaubaren Zeit-
raum bewältigt werden. Man kann alles Geld der Welt
investieren und alle Technik der Welt einsetzen, die Fol-
gen werden Generationen von Japanerinnen und Japa-
nern zu tragen haben.

Dr. Pflugbeil hat in einer Stellungnahme sehr deutlich
zum Ausdruck gebracht, dass der Umfang der Freiset-
zung von Radioaktivität und die Strahlenwerte in Japan
in weiten Teilen schon heute dem entsprechen, was wir
in Tschernobyl erleben mussten. An dem Diskussionspa-
pier der Reaktor-Sicherheitskommission wird deutlich,
dass selbst die Reaktor-Sicherheitskommission auch in
deutschen Kraftwerken erheblichen Nachrüstbedarf
sieht. Von daher kann es nicht, wie Sie suggeriert haben,
nach drei Monaten so weitergehen wie vorher.
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Abschließend möchte ich deutlich machen, dass wir
nach meiner Überzeugung zu einer schnellen Entschei-
dung kommen müssen.

(Arnold Vaatz [CDU/CSU]: Wie lang ist ei-
gentlich Ihre Redezeit? Das nimmt ja kein
Ende!)

Diesen Hinweis habe ich bei Ihnen vermisst. Block 1 des
Kraftwerks Fukushima 1 sollte diesen Monat vom Netz
gehen. Jeder Tag und jeder Monat kann entscheidend
sein.

Nicht zuletzt möchte ich Sie und die Öffentlichkeit
darauf hinweisen – Sie als Wirtschaftspolitiker müssten
das eigentlich wissen –:

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Sie reden aber 
recht lange! Sehr lange sogar!)

Die Risiken, die mit Atomkraftwerken verbunden sind,
sind nicht versicherbar, sprich: Jeder Häuslebesitzer,
jede Bürgerin und jeder Bürger trägt dieses Risiko selbst,
und sie können sich dagegen nirgendwo versichern. Das
macht deutlich, wie dieses Risiko und dieses Wagnis
eingeschätzt werden.

Ich danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Kollege Fuchs, Sie haben Gelegenheit zur Reaktion.

Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Zuallererst möchte ich

ganz kurz das Thema Tsunami ansprechen, Frau Kolle-
gin. Was in Japan geschehen ist, konnte man sich auch
dort bisher nicht vorstellen. Nebenbei: Es hat in der His-
torie Japans nie ein Erdbeben dieser Größenordnung ge-
geben.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja! Genau darum geht es!)

Dies war also das allergrößte Erdbeben, das es dort je-
mals gegeben hat. Die Kernkraftwerke haben dieses Erd-
beben übrigens völlig unbeschädigt überstanden. Zer-
stört wurden sie bzw. die Kühlzuflüsse

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Ja! Ganz ge-
nau! Sie wurden zerstört!)

durch den anschließenden Megatsunami, der in dieser
Größenordnung nicht antizipiert wurde.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Woher wissen Sie denn das? Es heißt
doch immer, das muss man erst analysieren!)

Man kann darüber nachdenken, ob es richtig oder
falsch war, nicht von der Möglichkeit eines solchen Tsu-
namis auszugehen. Bis dato war er nicht denkbar. Man-
che Orte – dieses Drama konnten Sie alle beobachten –
wurden von dem Tsunami zu fast 90 Prozent zerstört.
Kein Mensch, auch niemand in den kleineren Orten an
der Küste in der Nähe von Sendai, hat damit gerechnet.

(Dr. Hermann Ott [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha! Und Sie sagen, in Deutschland
sind solche Katastrophen nicht denkbar?)

Ein solches Ereignis haben die Japaner bei der Beur-
teilung dieser Problematik – das gestehe ich zu – nicht
bedacht. Das ist auch der Grund, warum wir gesagt ha-
ben – dazu stehe ich –: Es ist notwendig, dass wir Even-
tualitäten, die sich aus den Ereignissen in Japan ergeben,
überprüfen.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aha! Interessant!)

Es ist auch logisch und notwendig, dass man die Kern-
kraftwerke, die am ältesten sind, in Stillstand versetzt,
um parallel dazu diese Überprüfung durchzuführen. Nur,
wir wissen nicht schon vorher, was anschließend heraus-
kommt.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Doch, natür-
lich! Alles sicher!)

Sie wissen ja schon, was bei der Überprüfung heraus-
kommt, bevor Sie überhaupt angefangen haben, nachzu-
denken.

(Widerspruch bei der SPD)

Das ist in meinen Augen nicht in Ordnung.

(Ulrich Kelber [SPD]: Wenn Sie den Bericht
der Reaktor-Sicherheitskommission vom
Herbst gelesen hätten, hätten auch Sie es ge-
wusst!)

– Wenn Sie mich genauso ausreden lassen würden, wie
ich die beiden Kolleginnen habe ausreden lassen, dann
wäre das höflich; aber das kann ich von Ihnen nicht er-
warten.

Ich gehe einmal davon aus, dass wir in dieser Phase in
jedem Einzelfall ernsthafteste Prüfungen durchführen
werden. Das ist auch notwendig.

Kühlsysteme. Es kann durchaus sein, dass wir auf-
grund der Erfahrungen, die wir in Japan gewonnen ha-
ben, zu dem Ergebnis kommen, dass die Kühlsysteme
nicht ausreichend redundant aufgebaut sind. Das ist eine
relevante Prüfung, die wir jetzt machen müssen. Dazu
stehe ich. Dies gilt jedoch nicht nur für die alten acht,
sondern auch für die neuen neun Kernkraftwerke. Sie
gehören genauso überprüft.

Sie behaupten, das Restrisiko werde nicht berücksich-
tigt. Wir tun das doch gerade.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Super! Ein halbes 
Jahr nach der Verlängerung!)

Wir sind doch gerade dabei, uns mit diesem Restrisiko
sehr intensiv zu beschäftigen; denn wir versuchen, die
Prüfungen durchzuführen. Wer macht es denn? Diese
Bundesregierung hat sofort reagiert. Die Kanzlerin hat
zwei Tage nach dem Vorfall gesagt, wir müssen das
Restrisiko überprüfen, müssen überprüfen, ob wir alle
Vorsichtsmaßnahmen getroffen haben und ob es Erfah-
rungen oder Lehren gibt, die wir aus Japan mitnehmen
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müssen. – Das tun wir jetzt. Ich halte das für richtig. Das
Verhalten der Bundesregierung ist klug.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Wahlkampf ist
das!)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Kollege Peter Friedrich für die

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Peter Friedrich (SPD):
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-

gen! Herr Fuchs, zu Ihrer Rede möchte ich jenseits der
Frage, wie man das Restrisiko genau bewertet, noch ei-
nes anmerken: Angesichts der halsbrecherischen Wende,
die Ihre Regierung hingelegt hat, und angesichts der
Vorgänge in Japan, die uns alle betroffen machen, finde
ich es unverschämt, dass jemand, der sein ganzes politi-
sches Leben dem Lobbyismus für Atomkraft gewidmet
hat, von hier vorne moralische Beurteilungen gegenüber
anderen ausspricht, was das Thema Wahlkampf angeht.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf vom
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Atomlobby! –
Marie-Luise Dött [CDU/CSU]: Das ist eine
Frechheit!)

Ich möchte zu Ihnen sprechen, Kolleginnen und Kol-
legen von der CDU/CSU-Fraktion und der FDP-Frak-
tion, um um Zustimmung für unsere Gesetzentwürfe zu
werben; denn es ist für Sie die Möglichkeit, Ihren eige-
nen Widersprüchen zu entrinnen. Sie ertrinken nämlich
in Ihren Widersprüchen.

Herr Brüderle, Sie können es zwar auf einen Proto-
kollfehler schieben, aber ein Wirtschaftsminister mit ei-
ner minimalen Restachtung hätte die Gelegenheit ergrif-
fen, hier klarzustellen, was er denn dort tatsächlich
gesagt hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Er kann
sich nicht erinnern!)

Was haben Sie denn tatsächlich gesagt, wenn es ein Pro-
tokollfehler war? Wer soll Ihnen denn Ihre neue Nach-
denklichkeit überhaupt abnehmen, wenn Sie, statt die
Chance zu ergreifen, hier klarzustellen, was Sie tatsäch-
lich gesagt haben, nur sagen, es war ein Protokollfehler,
obwohl wir wissen, dass das, was dort steht, genau Ih-
rem Sprachgebrauch der letzten Wochen entspricht?

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen

Fuchs?

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Aber selber
keine Zwischenfragen zulassen! – Christian
Lange [Backnang] [SPD]: Das ist nicht zu fas-
sen!)

Peter Friedrich (SPD):
Herr Fuchs, angesichts Ihres Mutes verweise ich Sie

auf die Kurzintervention, die Sie nachher tätigen kön-
nen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ein anderer Widerspruch ist folgender: Die gleiche
Truppe von Ministerpräsidenten, die bei der Laufzeiten-
verlängerung unabhängig davon, ob die Zustimmung des
Bundesrates eingeholt werden muss oder nicht, auf ihrer
eigenen Unzuständigkeit bestanden hat, sitzt jetzt mit
der Kanzlerin bei Atomgipfeln zusammen und verkündet
öffentlich, dass sie von der Laufzeitenverlängerung jetzt
wieder herunter will.

(Beifall der Abg. Dr. Barbara Hendricks 
[SPD])

Sie hoffen doch inständig darauf, dass unsere Klage
in Karlsruhe Erfolg hat, weil es der einzige Weg ist, auf
dem Sie die Nichtigkeit Ihres Beschlusses hergestellt be-
kommen und nicht den Schadenersatzforderungen der
Atomkonzerne ausgeliefert sein werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen sage ich Ihnen auch: Die erste Amtshand-
lung einer SPD-geführten Landesregierung in Baden-
Württemberg wird es sein, sich dieser Klage gegen die
Laufzeitenverlängerung beim Bundesverfassungsgericht
anzuschließen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der dritte Widerspruch, der Ihr ganzes Manöver als
durchsichtig und wahltaktisch entlarvt, betrifft die hand-
werkliche Umsetzung. Am Dienstag letzter Woche,
15. März 2011, verkündete der Ministerpräsident des
Landes Baden-Württemberg im Landtag – ich zitiere
wörtlich –:

Kernkraftwerke, die nicht den erforderlichen Si-
cherheitsanforderungen genügen, werden abge-
schaltet – nicht in sieben Jahren, nicht in 15 Jahren,
nicht in 20 Jahren, sondern sofort.

An einer späteren Stelle in seiner Rede heißt es:

Neckarwestheim I wird abgeschaltet – dauerhaft –
und stillgelegt.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Drei Monate!)

Am Tag darauf verkündet sein oberster Angestellter
in Sachen Atomstrom – das ist übrigens nicht die für die
Atomaufsicht zuständige Frau Gönner, sondern das ist
der Vorstandsvorsitzende der jetzt landeseigenen EnBW,
Herr Villis – in seiner Pressemitteilung vom 16. März
um 21.30 Uhr:

Der Block 1 des Kernkraftwerks Neckarwestheim
… und der Block 1 des Kernkraftwerks Philipps-
burg … werden seit heute Abend (Mittwoch,
16. März 2011) abgefahren und in der Nacht vom
Netz genommen. Zuvor hatte der Betreiber, die
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EnBW …, entsprechende Anordnungen des Minis-
teriums … erhalten.

Diese Anordnungen sehen die vorübergehende Ein-
stellung des Betriebs der Anlagen für drei Monate
vor. Die Anordnungen wurden mit Verweis auf die
aktuellen Vorkommnisse in japanischen Kernkraft-
werken ausgesprochen. Die EnBW hatte bereits am
Dienstag … erklärt, GKN I vorübergehend freiwil-
lig abfahren zu wollen. Am gleichen Tag hatte das
Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr
Baden-Württemberg mitgeteilt, dass eine Sonder-
prüfung seiner Aufsichtsbeamten an den Standorten
in Philippsburg und Neckarwestheim keine sicher-
heitstechnischen Defizite ergeben habe. Der Be-
triebszustand der Anlagen ist nach dem Abfahren
vergleichbar mit dem während einer Revision.

Das sagt die EnBW Baden-Württemberg AG. Ihr Mora-
torium bietet so viel Rechtssicherheit wie das Ruhenlas-
sen eines Doktortitels.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sie wollten in Baden-Württemberg mit Atomkraft
Kasse machen. Deswegen haben Sie die EnBW gekauft.
Jetzt tritt das Gegenteil ein: Sie wird zu einem Sanie-
rungsfall. Sie hatten und haben keinen Plan B dafür, wie
Sie den Energiewechsel dauerhaft erreichen wollen und
werden. Wir haben ein Konzept dafür vorgelegt, wie wir
bis 2020 aus der Atomkraft aussteigen können. Wir ha-
ben heute Gesetzentwürfe dafür vorgelegt, wie wir den
Energiewechsel schaffen werden. Deswegen werden wir
in Baden-Württemberg nach der Wahl das Handwerk,
den Mittelstand und die Industrie an den Tisch bitten und
mit einer SPD-geführten Landesregierung ein sicheres
Konzept für den Energiewechsel in Baden-Württemberg
auf den Weg bringen.

(Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: 
Das ist doch Schwachsinn hoch fünf!)

– Herr von Stetten, an Ihrer Stelle würde ich mir lieber
Gedanken darüber machen, mit welchem Restpöstle Sie
Herrn Mappus versorgen, wenn er ab Montag auf Ar-
beitsplatzsuche ist, anstatt hier Zwischenrufe zu machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]:
Ministerpräsident von Baden-Württemberg!)

Damit der Energiewechsel tatsächlich sicher voran-
kommt und hier nicht zurückgerudert werden kann, wer-
den wir in Baden-Württemberg gemeinsam mit der In-
dustrie, dem Handwerk und dem Mittelstand einen
Energiewechsel mit Konzept vereinbaren. Dafür brau-
chen wir einen gesetzlichen Rahmen, den wir mit unse-
ren Anträgen bieten. Stimmen Sie ihnen zu, damit der
Wechsel tatsächlich stattfinden kann und hier nicht nur
weiter heiße Luft abgesondert wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort zu einer Kurzintervention erteile ich Kolle-

gen Michael Fuchs.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Fuchs oder 
Angsthase?)

Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU):
Herr Kollege Friedrich, erstens empfinde ich es als

eine Unverschämtheit, dass Sie mir vorwerfen, ich sei
mein ganzes Leben lang ein Kernkraftlobbyist gewesen.

(Rolf Hempelmann [SPD]: Er hat es nicht
vorgeworfen, nur gesagt! – Hans-Josef Fell
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben
selbst gesagt, Sie wollten sich „Atom-Fuchs“
nennen!)

Ich habe ein Unternehmen aufgebaut und 23 Jahre lang
geleitet und viele Arbeitsplätze in Deutschland geschaf-
fen. Ich weiß nicht, ob Sie das nachweisen können.

Zweitens. Ich habe festgestellt, dass Sie bei EURO-
SOLAR aktiv sind. Das ist wohl kein Lobbyistenverein?
Das ist der größte Lobbyistenverein für die unwirtschaft-
lichste erneuerbare Energie, die wir in Deutschland ha-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dietmar Nietan [SPD]: Unverschämtheit, Mis-
ter Angsthase! – Bettina Hagedorn [SPD]: Die
strahlt aber nicht!)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Kollege Friedrich, bitte.

Peter Friedrich (SPD):
Herr Fuchs, ich habe nicht behauptet, dass Sie bei al-

len Ihren Wortmeldungen und Zitaten in den letzten Jah-
ren und auch bei Ihrer Rede hier eben als bezahlter Lob-
byist tätig waren.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)

Ich habe aber völlig zu Recht behauptet: Durch all Ihre
Einlassungen und Ihr permanentes Störfeuer gegen er-
neuerbare Energien in der Großen Koalition und jetzt
wieder wird eindeutig belegt, dass Sie politisch nur im
Interesse der Atomindustrie und für niemanden sonst ar-
beiten.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Joachim
Pfeiffer [CDU/CSU]: Das stimmt doch gar
nicht!)

Mit dem, was Sie hier erzählen, machen Sie die
Glaubwürdigkeit Ihrer eigenen politischen Wende zu-
nichte.

Ich bin übrigens nicht nur Mitglied bei EUROSO-
LAR, sondern ich besitze sogar Aktien des Bürgerunter-
nehmens solarcomplex AG – für 2 000 Euro.

(Birgit Homburger [FDP]: Ich auch!)
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– Kollegin Homburger auch. – Wir setzen uns also für
die richtige Sache ein und sorgen dafür, dass die Ener-
giewende vor Ort vorankommt und dass sich die Betrei-
ber der Anlagen zur Erzeugung von erneuerbaren Ener-
gien gegen die Atomkonzerne in der Fläche durchsetzen
können. Ich sage Ihnen: Für diese Sache kämpfe ich sehr
gerne.

Gerade im Andenken an den verstorbenen Hermann
Scheer – es ist noch nicht so lange her; ich weiß, dass Sie
auch ihn in diesem Plenum hier immer als Lobbyisten
beschimpft haben –

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: War er ja 
auch!)

sage ich Ihnen: Ohne Hermann Scheer und ohne den
Mut der Parlamentarier von Rot-Grün wären wir bei den
Erneuerbaren bis heute dort stehen geblieben, wo Sie
noch immer hinwollen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Kollege Hermann Otto Solms für

die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Hermann Otto Solms (FDP):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Ich halte es allmählich für nahezu unerträglich,
wie diese Debatte mit persönlichen, diffamierenden Vor-
würfen geführt wird.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Volker Kauder [CDU/CSU]: So sind die
halt! – Gegenruf des Abg. Peter Friedrich
[SPD]: Ach, Herr Kauder! – Christian Lange
[Backnang] [SPD]: So sind sie, die CDUler!
Nur noch persönliche Angriffe, wenn sie nicht
mehr weiterwissen! – Gegenruf des Abg.
Volker Kauder [CDU/CSU]: Von mir habt ihr
noch keinen einzigen gehört!)

Das ist dem Ernst der Situation nicht angemessen.

Die Bundesregierung hat auf das entsetzliche Un-
glück in Japan schnell und angemessen reagiert. Die sie
tragenden Parteien haben das unterstützt, indem sie das
Moratorium in Gang gesetzt haben.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber nicht Herr Brüderle! – Rolf
Hempelmann [SPD]: Warum sagt dann jeder
etwas anderes über das Moratorium?)

– Das haben alle getan, die der Mehrheit angehören. Wir
haben das Moratorium einstimmig ausgesprochen. Da-
ran gibt es nichts zu diskutieren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Hans-Josef Fell [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aus Wahltaktik!)

Was bedeutet denn ein Moratorium? Das heißt nichts
anderes, als dass man die Zeit nutzt, um die Maßstäbe zu

überprüfen, nach denen wir bisher gehandelt haben. Es
ist genau richtig, das jetzt zu tun.

Der bekannte englische Ökonom John Maynard
Keynes hat einmal gesagt: „Wenn sich die Fakten än-
dern, ändere ich meine Meinung“. Genau darum geht es
jetzt. Wir müssen überprüfen, ob sich bei den Kernkraft-
werken in Deutschland die Fakten geändert haben.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die haben sich geändert! Das muss
man doch nicht überprüfen!)

Wenn das der Fall sein sollte, dann muss entsprechend
gehandelt werden. Das warten wir in Ruhe ab. Nach ei-
nem Vierteljahr werden die Ergebnisse vorgelegt. Dann
können wir darüber reden.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Koczy?

Dr. Hermann Otto Solms (FDP):
Ja, bitte schön.

Ute Koczy (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke. – Herr Dr. Solms, Sie haben das Wort Morato-

rium gebraucht. Ich frage Sie, warum dieses Moratorium
sozusagen nur bis zum nationalen Tellerrand reicht. An-
gesichts der Tatsache, dass wir mit deutschem Geld eine
Hermesbürgschaft für ein Atomkraftwerk in Brasilien
mit veralteter Technologie aus den 70er-Jahren gewäh-
ren, von dem bekannt ist, dass es auf labilem Untergrund
steht und dass eine unabhängige Kontrolle nicht gewährt
ist, in dem Wissen, dass Brasilien das Zusatzprotokoll
zum Atomwaffensperrvertrag nicht unterzeichnet hat,
frage ich Sie: Warum stehen Sie weiterhin dazu, die Her-
mesbürgschaft für Angra 3 nicht zurückzuziehen in An-
betracht dessen, dass sich die Lage auch national verän-
dert hat? Warum sind Sie nicht bereit, das Moratorium
auch international durchzusetzen und die Grundsatzzu-
sage für die Hermesbürgschaft für Angra 3 zurückzuzie-
hen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Hans-Josef
Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dazu
muss man wissen, dass Fukushima von der
WestLB mitfinanziert wird!)

Dr. Hermann Otto Solms (FDP):
Ich möchte in den vier Minuten meiner Redezeit die

Debatte nicht auf andere Themen lenken. Auch diese
Fragen müssen geprüft werden.

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Der Antrag
liegt vor, Herr Kollege Solms! Er steht hier zur
Debatte an!)

Jetzt geht es in Deutschland um die Sicherheitskriterien
für die deutschen Kernkraftwerke. Diese werden über-
prüft, und danach wird gehandelt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)
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Im Übrigen dreht sich der ganze Streit nur um die
Frage, wie wir aus der Kernenergie herauskommen.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Bestimmt nicht mit 
Hermesbürgschaften!)

Denn alle Parteien fordern übereinstimmend, dass die
Kernkraftwerke auf Dauer abgeschaltet werden. Wir alle
definieren die Kernenergie als Brückentechnologie. Ich
will versuchen, die Emotionen ein bisschen zu dämpfen.
Der Streit dreht sich doch nur darum, wie schnell und
unter welchen Voraussetzungen dies geschehen kann
und durch welche Energieformen die Kernenergie er-
setzt werden kann. Nur darum geht der Streit. Es geht
nicht um die Frage „Kernenergie – Ja oder Nein?“. Diese
Entscheidung ist vor 30 oder 40 Jahren gefallen. Die
können Sie heute nicht mehr revidieren.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Herr Kollege, gestatten Sie eine weitere Zwischen-

frage?

Dr. Hermann Otto Solms (FDP):
Ich würde jetzt gerne im Zusammenhang sprechen.

Ich habe nur noch anderthalb Minuten Redezeit.

Jetzt geht es darum, welche Voraussetzungen erfüllt
sein müssen. Neben der Sicherheit – es ist klar, dass sie
Vorrang hat – geht es um Wirtschaftlichkeit, Versor-
gungssicherheit und Klimaschutz. Darüber sollten wir
uns einig sein. Alle drei Rahmenbedingungen müssen
erfüllt sein.

Wir können nicht die Kernkraftwerke abschalten und
sie durch den Import von Kernenergie ersetzen. Das ist
ausgeschlossen. Darüber sollten wir uns einig sein.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir können auf Dauer die Kernenergie nicht durch neue
Kohlekraftwerke ersetzen. Das geht aus Klimaschutz-
gründen nicht. Auch dazu müssen Sie sich bekennen.

(Beifall des Abg. Michael Kauch [FDP] sowie 
des Abg. Volker Kauder [CDU/CSU])

Wenn wir also in das Zeitalter regenerativer Energien
eintreten wollen, dann müssen wir die regenerativen
Energien so schnell wie möglich marktfähig machen.

(Zuruf der Abg. Waltraud Wolff [Wolmirstedt] 
[SPD])

Dazu gehört selbstverständlich auch der Ausbau der
Hochspannungsnetze, Herr Fell, die Sie ein bisschen dif-
famiert haben, indem Sie sagten, das müsse durch die
Verlegung von Erdkabeln erfolgen. Das wird nicht mög-
lich sein.

Jetzt geht es darum, wie wir den Prozess beschleuni-
gen können. Wir stehen nicht im Gegensatz zu Ihnen,
wenn wir die Laufzeit der Kernkraftwerke verlängern;

(Dr. Matthias Miersch [SPD]: Ihr habt es doch
gemacht! – Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ihr habt das Gesetz nicht zu-
rückgezogen!)

vielmehr geht es uns darum, den Weg zur verstärkten
Nutzung regenerativer Energien so verantwortungsvoll,
vorsorgend und schnell wie möglich einzuschlagen.

Der Herr Kollege Brüderle hat mit den Eckpunkten
eines Netzausbaubeschleunigungsgesetzes einen sehr
guten Vorschlag gemacht. Es lohnt sich, gemeinsam da-
rüber zu reden. Diesbezüglich können wir nämlich
Handlungsbereitschaft zeigen. Wir haben doch schon oft
erlebt, dass große Infrastrukturinvestitionen in Deutsch-
land eine Planungs- und Genehmigungszeit von zehn bis
20 Jahren in Anspruch nehmen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Wenn die Grü-
nen dagegen protestieren, noch mal zehn!)

Wenn daran nichts geändert wird, werden wir noch auf
lange Zeit Kernenergie brauchen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Volker 
Kauder [CDU/CSU])

Da brauchen wir eine Handlungsinitiative, und auf diese
sollten wir uns konzentrieren, statt diesen Grundsatz-
streit auf Dauer weiterzuführen.

Im Übrigen, Herr Fell, möchte ich in Erinnerung ru-
fen, dass die erste Initiative zur Einspeiseförderung 1990
von Wirtschaftsminister Helmut Haussmann kam,

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! Nein! – Dr. Hermann Ott
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das waren
Grüne und CDU/CSU!)

und zwar mit dem Stromeinspeisungsgesetz, das zum
1. Januar 1991 in Kraft getreten ist.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das kam damals schon aus dem Parla-
ment und nicht von der Regierung!)

Das haben Sie mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
fortgesetzt – keine Frage. Aber das Gesetz von Helmut
Haussmann war die Initialzündung, und darauf haben
wir das Copyright.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Zuruf von der SPD: Deswe-
gen waren Sie auch ganz gegen das EEG! –
Volker Kauder [CDU/CSU], an das Bünd-
nis 90/Die Grünen gewandt: Ihr seid arrogante
Säcke, damit das klar ist!)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort zu einer Kurzintervention erteile ich Kolle-

gen Frank Schwabe.

Frank Schwabe (SPD):
Herr Dr. Solms, ich gestehe Ihnen durchaus zu, dass

Angra 3 ein sehr komplexes Thema ist. Ich würde von
der Bundesregierung gerne einmal wissen, was es dem-
nächst sonst noch an Bürgschaften für den Bau von
Kernkraftwerken in anderen Ländern der Welt geben
soll.
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Sie haben gerade deutlich gemacht, dass Sie auch aus
der Nutzung der Atomenergie heraus wollen. Ich nehme
an, Sie sind ebenso wie die Koalition – zumindest gibt
sie das vor – gegen den Neubau von Atomkraftwerken.
Ich frage Sie: Ist es vor diesem Hintergrund vernünftig
und konsequent, in Deutschland aus der Nutzung der
Kernenergie heraus zu wollen und den Neubau von
Kernkraftwerken auszuschließen, gleichzeitig aber den
Neubau von Atomkraftwerken in gefährdeten Gebieten
in anderen Ländern durch Exportbürgschaften zu unter-
stützen?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Herr Kollege Solms, bitte.

Dr. Hermann Otto Solms (FDP):
Selbstverständlich müssen diese Maßnahmen nach

den gleichen Sicherheitskriterien, wie sie für Anlagen
hier in Deutschland gelten, überprüft werden. Das alles
steht unter dem gleichen Vorbehalt. Andererseits dürfen
wir uns aber auch nicht als Vormund anderer Länder auf-
spielen. Diese haben natürlich immer ihre nationale Ent-
scheidungshoheit, die wir nicht infrage stellen dürfen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Kollegin Bärbel Höhn für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir

reden momentan über die Glaubwürdigkeit der Kanzle-
rin, über die Glaubwürdigkeit der Energiepolitik der Ko-
alition und über Ihre eigene Glaubwürdigkeit, Herr
Brüderle. Sie haben gesagt, das Zitat, das heute in der
Presse steht, sei nicht von Ihnen. Gleichzeitig wollen Sie
uns nicht mitteilen, was Sie gesagt haben. Das, Herr
Brüderle, ist nicht glaubwürdig. Wir wissen alle, dass
Sie ein Freund der Atomwirtschaft sind und die Wirt-
schaft beruhigen wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Alle anderen haben Sie offenbar richtig verstanden.
Die Protokollanten haben es richtig verstanden und die
Wirtschaft auch. Wenn etwa Herr Villis von EnBW sagt,
nach drei Monaten werde ein neues Spiel gespielt, dann
hat er Ihre Aussage absolut richtig verstanden. Stehen
Sie endlich zu dem, was Sie wirklich meinen, und versu-
chen Sie nicht, die Leute mit unglaubwürdigen Ausreden
zu vergackeiern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN – Christian Lange [Backnang]
[SPD]: Keine Lügen mehr!)

Herr Fuchs, Sie haben uns den Vorwurf gemacht, wir
würden Angst und Panik verbreiten.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Stimmt doch 
auch!)

Und was machen Sie? – Das einzige Argument, das Sie
noch haben, ist der Preis.

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Das interes-
siert Sie ja nicht!)

Sie präsentieren hier falsche Zahlen und behaupten, der
Preis sei gestiegen. Weil ich wusste, dass Sie das sagen
würde, habe ich eine Liste der Spotmarktpreise der ver-
gangenen Monate mitgebracht.

(Die Rednerin hält ein Schaubild hoch)

Anfang März, also lange vor der furchtbaren Kata-
strophe in Fukushima, waren die Preise auf dem Spot-
markt höher als jetzt. Hören Sie endlich auf, den Men-
schen Angst zu machen. Sie schüren Panik mit
Preisargumenten, die nicht stimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Warum sind Sie in der Defensive? Noch vor einem
halben Jahr hat Angela Merkel von einer Revolution in
der Energieversorgung gesprochen und behauptet, das
Energiekonzept sei wirklich ein Jahrhundertwerk und
umfasse viel mehr als die Laufzeitenverlängerung. – Wir
erinnern uns! Solche Worte gehen nicht verloren. Sie ha-
ben gesagt, es gehe Ihnen mit Ihrem Energiekonzept
nicht nur um die Laufzeitenverlängerung. In dieser Wo-
che habe ich gefragt, was aus allen anderen 60 Maßnah-
men, die Sie sofort umsetzen wollten, geworden ist. Die
Antwort darauf ist verheerend. Ressortabstimmung? Im
Sommer wird es irgendwelche parlamentarischen Ver-
fahren geben. Sie haben nichts Konkretes gemacht, au-
ßer der Laufzeitenverlängerung. Das ist Ihr Energiekon-
zept.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Skudelny?

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja.

Judith Skudelny (FDP):
Frau Höhn, ist Ihnen die Studie des Öko-Instituts im

Auftrag des WWF bekannt, wonach die Stromgeste-
hungskosten nach dem jetzigen Moratorium um 10 Cent
pro Kilowattstunde steigen sollen? Diese Studie wurde
im Hinblick auf einen schnelleren Ausstieg aus der
Kernenergie durchgeführt. Das Öko-Institut ist nicht ver-
dächtig, ein Lobbyverein zu sein.
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Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich habe mir diese Studie sehr genau angeschaut. Wir

hatten gerade ein Gespräch mit Felix Matthes darüber.

(Abg. Judith Skudelny [FDP] nimmt wieder 
Platz)

– Stehen bleiben! Sonst wird die Zeit für die Beantwor-
tung Ihrer Frage nicht auf meine Redezeit angerechnet.

Wie gesagt, wir haben uns die Studie genau ange-
schaut. Felix Matthes geht weiter. Er sagt: Wenn man
sehr schnell aussteigt, noch in diesem Jahr zehn Atom-
kraftwerke vom Netz nimmt und dann in den nächsten
Jahren die anderen, dann würde der Preis um 10 Prozent
steigen. – Ich sage Ihnen: Die großen Energiekonzerne
haben – weil sie das Monopol innehaben – gerade nach
der Laufzeitenverlängerung die Preise nur in einem Jahr
um 7,5 Prozent erhöht – Sie dagegen haben behauptet,
dass die Preise sinken werden –, obwohl die Kosten ge-
sunken sind. Das ist Ihre Politik: Laufzeitenverlänge-
rung und höhere Preise! Das ist das Ergebnis der Politik
von Schwarz-Gelb.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Ulrich Kelber [SPD]: Es
sind aber 10 Prozent, nicht 10 Cent! Man muss
wenigstens lesen können!)

– Genau.

(Judith Skudelny [FDP]: Ich lese im Vergleich
zu anderen! – Gegenruf des Abg. Ulrich
Kelber [SPD]: 2 000 Prozent!)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke schön. – Nun zur Sicherheit. Sie behaupten,

dass es nur Ihnen um Sicherheit geht. Herr Brüderle hat
gerade gesagt: Sicherheit geht vor. – Angela Merkel hat
gesagt: Sicherheit steht über allem; im Zweifel für Si-
cherheit, darauf können sich die Menschen verlassen. –
Ich will deutlich machen, was Angela Merkel selbst, als
sie von 1994 bis 1998 Bundesumweltministerin war, in
punkto Sicherheit gemacht hat. Wer war damals für die
Sicherheit der Atomkraftwerke zuständig? Das war der
Abteilungsleiter Hennenhöfer. Was hat Herr Hennenhöfer
in der Zeit, als Angela Merkel Umweltministerin war,
gemacht? Ich stelle nur einen Punkt von den vielen Ver-
werfungen, für die er verantwortlich ist, und der Lob-
byarbeit, die er für die Atomkraft geleistet hat, heraus.
Er hat damals gegen den massiven Widerstand der grü-
nen Umweltministerin in Sachsen-Anhalt die Verstür-
zung von Atommüllfässern in Morsleben umgesetzt.
Alle erinnern sich sicherlich noch an die Bilder, wie der
Bagger die Atommüllfässer einfach hinunterkippt. Alles
ohne jegliche Sorgfalt! Das hat Herr Hennenhöfer durch-
gesetzt. Die Lagerung von Atommüll der Kraftwerksbe-
treiber in Morsleben war nicht rechtens. Die Sicherheit
von Herrn Hennenhöfer und dieser Kanzlerin ist nichts
anderes als Unsicherheit. Nun muss der Staat für Mors-
leben über 2 Milliarden Euro aufbringen, um die Unsi-

cherheit von Herrn Hennenhöfer zu revidieren. Das ist
die Sicherheit dieser Kanzlerin!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Den grün sprechenden Röttgen sehe ich überhaupt
nicht. Er taucht in der Debatte nicht auf. Grün sprechen,
schwarz-gelb handeln! Er hat den Atomsicherheitsexper-
ten Renneberg abgesetzt und Herrn Hennenhöfer wieder
eingestellt. Das ist Ihre Politik. Am Ende soll dann die
Reaktor-Sicherheitskommission die Standards festlegen.

(Zuruf des Abg. Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/
CSU])

– Herr Pfeiffer, wer ist denn in der Reaktor-Sicherheits-
kommission und in den Arbeitsgruppen vertreten? Dort
finden wir die Vertreter von Areva, EnBW, Eon und an-
deren Kraftwerksbetreiber. Die Betreiber sollen über die
Sicherheit ihrer eigenen Kraftwerke bestimmen. So sieht
das Sicherheitskonzept dieser schwarz-gelben Regierung
aus. Das machen wir nicht mit; denn das ist keine Si-
cherheit für die Bevölkerung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Am Ende will ich noch etwas zu dem Vorwurf sagen,
Grüne seien immer gegen den Netzausbau.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Ihr seid gegen 
alles!)

Das ist der letzte Vorwurf, der Ihnen noch geblieben ist.
Schauen wir uns einmal die Daten der Bundesnetzagen-
tur an! Ich verweise auf den Monitoringbericht 2010. Es
gibt 24 Projekte im vordringlichen Bedarf, wir haben
zehn Projekte, bei denen es Probleme gibt, und wir ha-
ben drei Projekte, gegen die es Bürgerproteste gibt. Pro-
teste gegen die Konzepte dieser drei Projekte, gegen die
es Bürgerproteste gibt, kommen nicht nur von den Grü-
nen, sondern auch von allen anderen Parteien. Deshalb
sage ich: Lasst uns doch gemeinsam überlegen, wer
wirklich den Netzausbau verhindert. Das sind nämlich
die Betreiber, die nicht wollen, dass die erneuerbaren
Energien stärker ins Netz einspeisen. Das ist der Punkt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Ende kommen.

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, ich komme zum Ende. – Deshalb schlagen wir

Grüne einen Fahrplan vor: Wir wollen in der nächsten
Legislaturperiode raus aus der Nutzung der Atomkraft.
Wir wollen den Ausstieg endgültig machen, wir wollen
Ihnen von CDU und FDP jede Möglichkeit nehmen, den
Ausstieg wieder zurückzunehmen. Wir wollen das mit
Energieeffizienz und mit den erneuerbaren Energien er-
reichen.

Wir haben einen Antrag vorgelegt – der ist hier mehr-
fach erwähnt worden –, der die Hermesbürgschaften für
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Angra 3 in Brasilien betrifft. Heute können Sie durch Ihr
Stimmverhalten deutlich machen: Es gibt keine Milliar-
den mehr aus Deutschland für den Bau eines Atomkraft-
werks in einem Erdbebengebiet. – Das stellen wir zur
Abstimmung. Ich hoffe, Sie stimmen dem zu.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Kollege Franz Obermeier für die

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Franz Obermeier (CDU/CSU):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Wie die

Debatte jetzt geführt wird, hat im Prinzip mit der Über-
schrift relativ wenig zu tun. Es geht um die zukünftige
Energieversorgung in Deutschland.

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Wir haben 
dazu Anträge vorgelegt!)

Vor dem Hintergrund der Wahl am kommenden Sonntag
in Baden-Württemberg möchte man keine Chance unge-
nutzt lassen, um den amtierenden Ministerpräsidenten in
Misskredit zu bringen.

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Sagen Sie doch et-
was zu den Gesetzentwürfen und Anträgen!)

Deswegen sprach auch der Generalsekretär der SPD von
Baden-Württemberg hier, wenn auch relativ fachunkun-
dig. Aber das spielt keine Rolle.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Peter Friedrich [SPD]: Wer hat das Recht, so
etwas zu beurteilen? – Oliver Krischer
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wieso spricht
der Umweltminister nicht?)

Es geht um die Frage: Wie erfüllen wir die klassi-
schen Vorgaben des Energiekonzepts der Bundesregie-
rung so, dass sie mit den ökonomischen Belangen unse-
res Landes, also mit unseren ureigensten Interessen, in
Einklang gebracht werden können? Heute früh gab es
schon eine Veranstaltung mit Stephan Kohler von der
dena. Er hat uns dringend nahegelegt, dass wir uns dem
Effizienzkriterium, das auch im Energiekonzept der
Bundesregierung eine ganz zentrale Rolle spielt, ver-
stärkt zuwenden.

(Ulrich Kelber [SPD]: Deshalb habt ihr um 
60 Prozent gekürzt!)

Das ist eine Anregung, die wir wirklich ernst nehmen
sollen. Wir sollen natürlich auch die Frage der Poten-
ziale der erneuerbaren Energien intelligent diskutieren.
Es nutzt nämlich nichts, wenn man blindlings die Wind-
energie ausbaut, aber nicht dafür sorgt, dass das Produkt
Strom von dort weggeleitet wird. Die Schau, die Sie hier
abziehen, soll nur überdecken, dass Sie einen falschen

Schritt in das Zeitalter der erneuerbaren Energien ge-
macht haben. Sie haben nämlich nichts dafür getan, dass
die Netze in Deutschland so ausgebaut werden, dass der
Strom möglichst rasch zu den Verbrauchern gelangt.

(Beifall der Abg. Marie-Luise Dött [CDU/
CSU] – Peter Friedrich [SPD]: Herr, schmeiß
Kompetenz vom Himmel!)

Wir stehen – damit wende ich mich dem Energiekon-
zept der Bundesregierung zu – auch vor der technologi-
schen Herausforderung, wie wir die notwendige Ener-
giespeicherkapazität schaffen, um die erneuerbaren
Energien auch dann verfügbar zu haben, wenn wir den
Strom tatsächlich brauchen.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage einer

Grünenkollegin, die ich, weil sie so weit weg sitzt, nicht
erkenne?

Franz Obermeier (CDU/CSU):
Das ist Frau Nestle.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Richtig, wunderbar.

Franz Obermeier (CDU/CSU):
Mit Vergnügen, Frau Nestle.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Sie sind nicht
so kurzsichtig wie der Brüderle! Der hat mich
vorhin mit Gabriel verwechselt!)

– Der hat Sie nur in Umrissen gesehen.

Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Herr Obermeier. – Sie sprachen gerade davon,

dass wir Grünen noch nie etwas für den Ausbau der
Stromnetze getan hätten. Abgesehen von der Tatsache,
dass wir als einzige Fraktion ein umfassendes Konzept
für den Ausbau der Stromnetze vorgelegt haben, frage
ich Sie: Ist Ihnen bekannt, dass es im Moment zu über
90 Prozent an den Verteilnetzen liegt, wenn erneuerbare
Energien nicht abtransportiert werden können, dass wir
seit vielen Jahren dafür kämpfen, diese Verteilnetze
schnell, bürgerfreundlich und unterirdisch zu bauen, und
zwar zu fast keinen Mehrkosten, und dass insbesondere
die Union seit Jahren dagegen kämpft, diese bürger-
freundliche Lösung umzusetzen, mit der wir schon
längst die Netze hätten, die wir brauchen, und dann fast
nichts mehr abgeregelt würde?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Geld spielt ja
keine Rolle!)

Franz Obermeier (CDU/CSU):
Frau Nestle, vielleicht sollten wir uns im Wirtschafts-

ausschuss einmal darüber unterhalten, wo denn die
Widerstände gegen eine unterirdische Verlegung von
110-kV-Leitungen tatsächlich liegen. Aus meinem Wahl-
kreis ist mir kein einziger Fall bekannt, bei dem die un-
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terirdische Verlegung einer 110-kV-Leitung gescheitert
wäre.

Aber Tatsache ist, Frau Nestle, dass wir in Deutsch-
land bei den Höchstspannungsübertragungsnetzen seit
Jahren die allergrößten Probleme haben. Ich erinnere Sie
an den Fall in Schleswig-Holstein, in dem über zehn
Jahre Prozesse hinsichtlich der Genehmigung und des
Baus einer Höchstspannungsübertragungsleitung geführt
wurden und nach zehn Jahren der Antragsteller aufgege-
ben hat. Das sind unsere Probleme.

In all den Jahren, in denen wir die Problematik schon
kennen – die dena hat zweifelsfrei festgestellt, dass wir
3 600 Kilometer neue Höchstspannungsübertragungslei-
tungen brauchen –, sind in Deutschland ganze 19 Kilo-
meter verlegt worden. Das sind unsere Probleme.

Was die 110-kV-Leitungen betrifft, sollten Sie mir
einmal sagen, wo denn Schwierigkeiten bestehen. Kon-
kret gefragt: Wo gibt es Anträge, die nicht genehmigt
wurden? Dann gehen wir der Geschichte gern nach.

Ich war bei der Frage: Wie schaffen wir den Übergang
unter Beachtung des Kriteriums der Versorgungssicher-
heit? Kolleginnen und Kollegen, da müssen wir schon
zusammenstehen. Wenn es um Genehmigungen geht
– sei es für 110-kV-Leitungen, sei es für Höchstspan-
nungsleitungen –, verlange ich von den Kolleginnen und
Kollegen dieses Hauses, dass sie die Anträge dann auch
vor Ort begleiten mit dem Ziel, dass die Leitungen mög-
lichst umweltverträglich geplant und gebaut werden, so-
dass wir nicht den Vorwurf bekommen, dass wir im fer-
nen Berlin die Gesetze machen, vor Ort aber mit den
Demonstranten gegen die Leitungen auf die Straße ge-
hen.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Das ist leider 
Realität!)

Das geht nicht, Kolleginnen und Kollegen. Sie wissen
ganz genau, warum ich das eindeutig in eine Richtung
sage.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Jetzt will ich noch ein Wort zu den scharfen Aus-
einandersetzungen über die Kernenergie und über die
Laufzeitverlängerung im Energiekonzept der Bundesre-
gierung sagen. Liebe Kolleginnen und Kollegen der Op-
position, bitte tun Sie nicht so, als wären die Verhält-
nisse, die in Japan zu der extremen Situation geführt
haben, eins zu eins auf Mitteleuropa und auf Deutsch-
land übertragbar!

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Das sagt auch 
keiner!)

Dem ist nicht so,

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Das hat keiner
gesagt! – Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Kein
Mensch, Herr Obermeier!)

es sei denn, Sie würden erklären, dass Sie bei uns mit ei-
nem Tsunami und einer Welle von 13 Meter Höhe rech-
nen. Nach meinem Sicherheitsbedürfnis und meiner Ein-
schätzung der Eintrittswahrscheinlichkeit gehe ich nicht

davon aus, dass die Kernkraftwerke in Deutschland von
einem Tsunami bedroht sind.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Haben Sie mal 
was von Forsmark gehört?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Obermeier, gestatten Sie eine Frage der Kol-

legin Menzner?

Franz Obermeier (CDU/CSU):
Der Frau Kollegin Menzner? Bitte schön.

Dorothee Menzner (DIE LINKE):
Herr Kollege Obermeier, Sie betonten eben, dass aus

Ihrer Sicht die Verhältnisse von Japan nicht eins zu eins
auf Deutschland zu übertragen sind. Das mag ja richtig
sein, aber die Japaner sehen sich mit einer Situation kon-
frontiert, mit der sie nicht gerechnet haben. Stellen Sie in
Abrede, dass auch in Deutschland uns heute vielleicht
noch sehr unwahrscheinlich anmutende Ereignisse ein-
treten könnten, die eine ähnliche Situation provozieren
könnten? Ich denke zum Beispiel an einen Flugzeugab-
sturz – verschiedene AKW sind in Einfluggebieten –,
einen länger andauernden Stromausfall – das ist sicher
auch nicht sehr wahrscheinlich, aber durchaus möglich –,
der dann möglicherweise Auslöser für ähnliche Pro-
bleme ist.

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Franz Obermeier (CDU/CSU):
Liebe Kollegin Menzner, genau mit diesen Themen

möchte ich mich in den restlichen drei Minuten befas-
sen.

(Dorothee Menzner [DIE LINKE]: Dann kann 
ich mich ja setzen!)

– Bitte, Sie dürfen sich setzen.

Eine Eins-zu-eins-Übertragung der Verhältnisse von
Japan auf Deutschland ist mit Sicherheit nicht zulässig.
Dennoch sieht sich die Bundesregierung in der Pflicht,
das kerntechnische Regelwerk unter dem Eindruck des-
sen, was in Japan passiert ist, zu überdenken, zu ergän-
zen und die Dinge einzuarbeiten, die wir aus der Erfah-
rung von Japan heraus noch nicht eingearbeitet haben.

Dabei rede ich ganz konkret von folgenden Fragen:
Wie sind unsere Kernkraftwerke gegen Erdbeben gesi-
chert? Wie sieht es mit der Notstromversorgung aus?
Noch konkreter: Wie ist die Notwasserversorgung in
dem speziellen Fall in unseren Kernkraftwerken berech-
net?

Kolleginnen und Kollegen, ich kann Ihnen heute nicht
sagen, welches Ergebnis diese Untersuchung zeitigen
wird. Man wird sich auch über die Frage unterhalten
müssen, mit welchen Erdbebenwerten auf der Richter-
skala wir in Kontinentaleuropa und mit welchem ent-
sprechenden Sicherheitszuschlag wir zu rechnen haben.
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Diese Fragen werden wir in den nächsten drei Mona-
ten ganz explizit und in aller Ruhe und Sachlichkeit erör-
tern. Dann wird es ein Ergebnis geben, und dann wird
entschieden, welche kerntechnischen Anlagen den Si-
cherheitsanforderungen entsprechen und welche nicht.
Deswegen ist das Philosophieren über die Frage, was ein
dreimonatiges Moratorium bedeutet, für meine Begriffe
völlig fehl am Platz.

Es ist klug, in diesem Zusammenhang nicht panikhaft
und hysterisch zu agieren, sondern die Dinge sachlich
und richtig zu analysieren und dann vernünftig zu ent-
scheiden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Frau Höhn, mit den Worten „panikhaft“ und „hyste-
risch“ habe ich auch Sie gemeint. Das ist mir eingefal-
len, als Sie gesprochen haben. Ich will Ihnen sagen:
Wenn man in drei Monaten nicht fertig wird, lässt sich
das Moratorium ohne Weiteres verlängern. Es könnte ja
sein, dass wir aus irgendwelchen Gründen in drei Mona-
ten die notwendigen Erkenntnisse aus Japan nicht prä-
sent haben.

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass wir im Detail
relativ wenig wissen über die Ursachen dafür, was ge-
rade in Japan passiert ist. Es müsste uns aber schon inte-
ressieren, was konkret die Ursache war. Vor allem
müsste uns der sicherheitstechnische Unterschied zwi-
schen den jetzt kaputten Anlagen in Japan und unseren
Anlagen interessieren. Das möchte ich auch in Form ei-
ner Synopse dargestellt haben. Das Moratorium lässt
sich also verlängern.

Frau Höhn, wollen Sie ernsthaft bestreiten, dass das,
was jetzt schon läuft und auf uns zukommt, eine Preis-
steigerung für den Stromverbraucher zur Folge hat?
Wollen Sie das bestreiten? Nein. Das dürfen Sie nicht
bestreiten.

Eines ist doch klar: Wenn das Angebot verknappt
wird, dann steigt der Preis für die Nachfrager. Das ist
eine Regel, die auch Sie kennen sollten.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Offensichtlich ist nichts knapp, sonst wäre der
Preis hochgegangen!)

Wir legen den Schwerpunkt auf die Sicherheit der Kern-
kraftwerke, weil wir die Ängste unserer Bürgerschaft
ernst nehmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Lange 
[Backnang] [SPD]: Abwählen! Abschalten!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Kelber für die SPD-Frak-

tion.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CDU: 
Jetzt kommt der Cheflobbyist!)

Ulrich Kelber (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Die Plauderrunden deutscher Wirtschaftsver-
bände werden immer mehr zum deutschen WikiLeaks
der Energiepolitik. Im Spätherbst plauderte dort ein
RWE-Vorstand aus, dass es einen Geheimvertrag zwi-
schen der Bundesregierung und den Atomkonzernen
gibt, der erst mit deutlicher Verspätung der Öffentlich-
keit präsentiert wurde.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Den es 
nicht gab!)

Jetzt lernen wir, was es, wie der Bundeswirtschafts-
minister am 14. März dort ehrlich sagte, mit dem soge-
nannten Moratorium auf sich hat. Natürlich ist das Pro-
tokoll nicht fehlerhaft. Ich glaube, die Mehrheit der
Bevölkerung ist der festen Überzeugung, dass dieses
Protokoll der Wahrheit entspricht.

So schön es ist, dass die Wahrheit immer ans Licht
kommt, Herr Pfeiffer, so groß ist das Misstrauen, das
durch solche Meldungen, durch solches Verhalten in der
Bevölkerung gegenüber der Politik entsteht. Der Deut-
sche Bundestag könnte aber heute wieder Vertrauen zu-
rückgewinnen und der klaren Mehrheitsposition der
deutschen Bevölkerung, die ja zu drei Vierteln will, dass
die Atomkraftwerke zügig abgeschaltet werden, zum
Durchbruch verhelfen. Um das zu ermöglichen, legen
wir heute den Entwurf eines Abschaltgesetzes zur Ab-
stimmung vor. Um das zu ermöglichen, legen wir ein
Programm für eine Energiewende vor. Darüber können
Sie heute abstimmen, ganz konkret und ohne jegliche
Ausflüchte.

(Zuruf des Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/
CSU])

In dem Abschaltgesetz geht es um die Rücknahme der
Laufzeitverlängerung und die sofortige und dauerhafte
Abschaltung der ältesten sieben Atommeiler und des
Pannenreaktors in Krümmel. Zur Ehrlichkeit gehört
auch dazu, zu sagen, was bei der Anhörung zur Laufzeit-
verlängerung zur Sprache kam. Ich schaue gerade Herrn
Kauch, den Sprecher der FDP, der ja nach mir redet, und
Frau Dött von der CDU/CSU an, die ja beide dabei wa-
ren. Bei dieser Anhörung war klar, dass Sie ohne jegli-
che Sicherheitsüberprüfung die Laufzeitverlängerung
von acht Jahren für die ältesten Atomkraftwerke durch-
setzen werden. In dieser Anhörung, die Sie ja zeitlich be-
grenzt haben, indem Sie die Debatte mit geschäftsord-
nungswidrigen Tricks beendet haben, war auch klar, dass
die Notstromversorgung in Forsmark und in Krümmel
nicht durch einen Tsunami, sondern durch andere Vor-
kommnisse außer Kraft gesetzt wurde. Dort war klar,
dass laut einem von der Gesellschaft für Anlagen- und
Reaktorsicherheit vorgelegten Gutachten verschiedene
deutsche Atomkraftwerke nicht mehr auf die modernsten
Sicherheitsstandards hochzurüsten sind. In der Sachver-
ständigenanhörung war auch klar, dass bei vielen Kraft-
werken eine Redundanz der Notstromversorgung nicht
gegeben ist, kein Schutz vor terroristischen Angriffen
besteht, Notfallwarten fehlen und bei allen älteren Reak-
toren die Abklingbecken, die jetzt in Japan ein großes
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Problem darstellen, außerhalb des Sicherheitsbereichs
dieser Kraftwerke liegen.

Zwischen Bundesminister Röttgen, der am Anfang
nicht da war, dann eine kurze Stippvisite unternommen
hat, wieder gegangen ist und jetzt wieder hereingekom-
men ist, um seine Sachen zu packen,

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Reden darf er auch nicht!)

und der Sicherheit in Atommeilern verhält es sich ja wie
bei Und täglich grüßt das Murmeltier. Jetzt hat er an die
Presse ein Papier gegeben, in dem den Betreibern von
Atomkraftwerken stahlharte Auflagen gemacht werden.
Im Spätherbst gab es schon einmal ein Papier, das die
Kosten für Nachrüstungen der bestehenden Atomkraft-
werke auf 50 Milliarden Euro beziffert hat.

Was ist herausgekommen? 500 Millionen Euro zahlt
die Industrie pro Reaktor, für den Rest sollen die Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler im Notfall aufkommen.

Herausgekommen ist auch, dass es keine Liste mit
den erforderlichen Nachrüstungen gibt und dass teil-
weise bis zu zehn Jahre, also über die Restlaufzeit hi-
naus, notwendige Nachrüstungen aufgeschoben werden
können.

Herausgekommen ist auch eine Verwässerung der
Vorschriften im Atomgesetz, die Wegnahme des Klage-
rechts für Anwohner und der Stopp des aktualisierten
über Tausend Seiten umfassenden Sicherheitskonzepts,
des sogenannten kerntechnischen Regelwerks, indem es
vom Minister und dem Atomlobbyisten, der vom Minis-
ter als oberster Atomaufseher eingestellt wurde, außer
Kraft gesetzt wurde.

Einen solchen Unterschied zwischen Reden und Han-
deln nennt man, mit Verlaub, Frau Präsidentin, politische
Hochstapelei.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

In einem zweiten Antrag haben wir in 40 Punkten
aufgelistet, was jetzt getan werden muss, um die Ener-
giewende wieder einzuleiten. Es geht um Netzausbau,
um Energiesparen, um die Ermöglichung von Investitio-
nen durch Stadtwerke bis hin zur Gebäudedämmung.

Wir erinnern uns: Sie haben in den letzten 16 Mona-
ten nicht nur die Laufzeiten für Atomkraftwerke verlän-
gert, Sie haben auch die Markteinführung von Minikraft-
werken gestoppt, Fernwärme höher besteuert, das
Marktanreizprogramm für Erneuerbare zusammengestri-
chen, die Mittel für das Gebäudedämmungsprogramm,
das Sie, Herr Obermeier, gerade als eine wichtige Maß-
nahme bezeichnet haben, auf die Sie sich konzentrieren
wollen, um 60 Prozent gekürzt und waren auch völlig
untätig beim Netzausbau. So sieht die Realität der letz-
ten 16 Monate aus.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Deutschland braucht keine Regierung, die Geheim-
verträge in Kungelrunden abschließt, Moratorien ausruft
und Kommissionen einberuft, nur um über Landtags-
wahlen hinwegzukommen. Deutschland braucht keine
Regierung, die erneuerbare Energien und Energieeffi-
zienz blockiert. Deutschland braucht ein selbstbewusstes
Parlament, das seine Aufgabe wahrnimmt. Das heißt:
Zustimmung zum Abschaltgesetz und Rückkehr zur
Energiewende.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Kauch hat für die FDP-Fraktion das

Wort.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Michael Kauch (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich will

mich gar nicht mit den Halbwahrheiten und Unwahrhei-
ten beschäftigen, die Herr Kelber hier verbreitet hat, weil
ich glaube, dass die Bürgerinnen und Bürger es inzwi-
schen leid sind, dass die Abgeordneten sich in den De-
batten der letzten zwei Wochen hier nur wechselseitig
vorwerfen, was sie denn versäumt, gemacht oder ver-
meintlich nicht gemacht haben. Wir sollten uns jetzt da-
rum kümmern, wie wir mit der Situation umgehen, vor
der wir stehen.

Klar ist für diese Koalition: Wir wollen den Weg in
das Zeitalter der Erneuerbaren gehen. Die Kernkraft war
und ist nur Brückentechnologie.

Diese Debatte können wir aber nicht führen, ohne ei-
nen Blick auf den Klimaschutz und die Versorgungssi-
cherheit zu richten. Es kann nicht sein, dass wir diese
Debatte führen, ohne auch nur einen Moment darüber
nachzudenken, welche Auswirkungen die Anträge, die
die Opposition hier vorlegt, für den Klimaschutz haben.
Im letzten Jahr haben Sie gesagt, Klimaschutz habe Prio-
rität. Jetzt ist Klimaschutz für Sie völlig egal. Das ist
nicht redlich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Lesen Sie unseren Antrag! – Gegenruf
des Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]:
Auch das gehört zur Wahrheit!)

Das Hochfahren der Kohle- und Gaskraftwerke ver-
schärft die Problematik, unsere Klimaschutzziele zu er-
reichen.

Dennoch gilt: Fukushima hat die Lage geändert. Si-
cherheit muss neu gedacht werden. Gleiche Risiken
müssen anders bewertet werden als zuvor.

Deswegen ist es die gemeinsame Aufgabe aller, die
nicht den Bürgerinnen und Bürger vorspielen, man
könne morgen die Kraftwerke abschalten, die Sicher-
heitsreserven unserer Kraftwerke zu erhöhen, schärfere
Sicherheitsanforderungen nach dem Moratorium zu ver-



11302 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 99. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. März 2011

Michael Kauch

(A) (C)

(D)(B)

abschieden und deutlich zu machen, dass die Kraft-
werke, die nicht nachgerüstet werden können oder bei
denen das wirtschaftlich nicht sinnvoll ist, abgeschaltet
werden. Dies prüfen wir während des Moratoriums. Das
ist glaubwürdige Politik, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wenn wir davon ausgehen, dass ein Teil dieser Reak-
toren – ob es nun diese sind oder andere, die momentan
weiterlaufen – nicht den Sicherheitsanforderungen, die
wir neu definieren werden, entspricht, dann müssen wir
uns heute darauf vorbereiten, wie wir schneller in das
Zeitalter der erneuerbaren Energien kommen und wie
wir gegebenenfalls ein befristetes Hochfahren von fossi-
len Kraftwerken an anderer Stelle ausgleichen können.

(Rolf Hempelmann [SPD]: Klimaschutz!)

Ganz klar ist, dass wir bei den erneuerbaren Energien
nicht allein ein Mengenproblem haben. Selbst wenn wir
so große Anreize setzten, dass die Kapazitäten von er-
neuerbaren Energien hochgefahren würden, kämen sie
momentan bei diesem Netz nicht zum Verbraucher und
wären in diesem Netz nicht stabil anbindbar.

Deshalb müssen wir den Engpass für die erneuerba-
ren Energien beseitigen, indem wir Netze ausbauen und
Speicher fördern. Das ist das Gebot der Stunde.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, beim Netzausbau geht es
auch um die Planungszeiten. Es kann doch nicht sein,
dass es bei Stromtrassen teilweise Genehmigungszeiten
von acht Jahren gibt. Ich will gar nicht darüber diskutie-
ren, wie viel davon auf Protest zurückgeht, wie viel auf
zu wenige Beamte in den Ländern und wie viel auf den
rechtlichen Rahmen, den der Bund ändern kann. Eines
ist aber klar: Genehmigungszeiten von acht Jahren gehen
nicht. An dieser Stelle müssen Bund und Länder zusam-
menarbeiten. Genau diese Frage werden wir im nächsten
Monat mit den Ministerpräsidenten der Bundesländer
besprechen müssen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Achten Sie bitte auf die Zeit, Kollege Kauch.

Michael Kauch (FDP):
Meine Damen und Herren, Folgendes ist ebenfalls

klar – ich sage das auch sehr deutlich in Richtung der
Bundesregierung; auch der Bundesfinanzminister muss
erkennen, dass wir eine veränderte Lage haben –: Wenn
wir mehr Gas im Stromsektor brauchen, müssen wir bei
der Gebäudesanierung vorankommen, damit weniger
Gas für Heizzwecke verbraucht wird.

(Zurufe von der SPD: Hui!)

Das bedeutet, dass wir das Gebäudesanierungspro-
gramm in einem größeren Umfang finanzieren müssen,
als es bisher vorgesehen ist. Auch für den Bundeshaus-

halt ist das Moratorium nicht ohne Auswirkungen,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat der Kollege Heil das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Hubertus Heil (Peine) (SPD):
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Herr Brüderle und Herr Kauch, die Glaubwürdig-
keit ist nur theoretisch sehr einfach wiederherzustellen,
wenn man sie einmal verloren hat. Es geht um das alte
Motto: Man muss sagen, was man tut, und tun, was man
sagt. Wenn man Glaubwürdigkeit verspielt hat – das ha-
ben Sie –, ist das zu beachten, was Ihnen die frühere Bi-
schöfin Margot Käßmann geraten hat. Sie hat in Bezug
auf Ihren Zickzackkurs in der Atompolitik gesagt, es
würde ihr persönlich – ich glaube, auch vielen Bürgerin-
nen und Bürgern in diesem Land – Respekt abnötigen
und zu mehr Glaubwürdigkeit führen, wenn Sie wenigs-
tens einmal den Mut hätten, zu sagen, dass Sie im Herbst
letzten Jahres falsche Entscheidungen getroffen haben,
die jetzt zu korrigieren sind. Diesen Mut haben Sie nicht.
Sie eiern herum.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Andreas
Mattfeldt [CDU/CSU]: Auf der Grundlage der
Erkenntnisse war die Entscheidung richtig!)

– Können Sie das bitte wiederholen?

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Auf der
Grundlage der Erkenntnisse war die Entschei-
dung richtig! Dazu stehe ich! – Gegenruf des
Abg. Dr. Hermann Ott [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wiederholen Sie das noch einmal
für das Protokoll! – Christian Lange [Back-
nang] [SPD]: Ganz laut für das Protokoll!)

– „Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu errichten“,
hat einmal ein deutscher Politiker gesagt.

Herr Brüderle, meine Damen und Herren von der Ko-
alition, ich sage in aller Deutlichkeit, dass das, was die
Süddeutsche Zeitung heute berichtet hat, der Wahrheit
entspricht: Sie, Herr Brüderle, haben an dem Tag, an
dem Frau Merkel das Moratorium verkündet hat, das
Ganze in internen Runden gegenüber der deutschen
Wirtschaft als irrationales Wahlkampfmanöver bezeich-
net. Sie können hier nicht so tun, als sei das ein Proto-
kollfehler; das glaubt Ihnen kein Mensch.

Die Debatte heute hat gezeigt – im Unterschied zu
den Demutsschauspielereien der letzten Woche, die Sie
an den Tag gelegt haben –, dass Sie schon jetzt versu-
chen – die Rede von Herrn Obermeier war ein Beleg da-
für –, die Ereignisse in Japan zu relativieren. Sie beach-
ten nicht, dass es nicht nur die Vorfälle in Japan gab,
sondern auch die Vorfälle in Tschernobyl, 1979 auf
Three Mile Island bei Harrisburg, später in Forsmark
2007. Die Vorfälle ereigneten sich also auch in hochin-
dustrialisierten Hightechländern wie Schweden.
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Meine Damen und Herren, Tatsache ist: Sie schaffen
es nicht, den Menschen in Deutschland ein X für ein U
vorzumachen. Sie können noch so sehr versuchen, sich
herauszureden: Sie waren es, die die Restlaufzeiten auch
alter, unsicherer Schrottreaktoren um acht Jahre verlän-
gern wollten. Sie sollten einmal die Traute haben, hier
im Deutschen Bundestag zu bekennen: Ja, wir haben uns
geirrt. Dann kann man hier weiterreden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich will eines zur Legendenbildung bei der CDU/
CSU sagen. Sie haben im Herbst letzten Jahres das außer
Kraft gesetzt, was die Bundesminister Jürgen Trittin und
Sigmar Gabriel auf den Weg gebracht haben: die Überar-
beitung des kerntechnischen Regelwerks. Unser Ziel war
es, nicht nur den geordneten Ausstieg zu organisieren,
sondern auch die Sicherheitsanforderungen für die noch
im Netz befindlichen Reaktoren auf den Stand von Wis-
senschaft und Technik der Jetztzeit zu bringen und sie
nicht auf dem Stand der 60er- und frühen 70er-Jahre zu
belassen.

(Birgit Homburger [FDP]: Wir haben es ge-
macht und Sie haben es nicht gemacht! Das ist
die Wahrheit!)

Es waren Bundesminister Röttgen und sein Abteilungs-
leiter, die dafür gesorgt haben, dass dieser Weg ausge-
setzt wurde. Sie könnten das kerntechnische Regelwerk
sofort wieder in Kraft setzen, wenn Sie denn wollten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Brüderle, ich will mich mit den wirtschaftlichen
Auswirkungen Ihrer komplett gescheiterten Energiepoli-
tik beschäftigen. Für uns alle müsste eigentlich das Ziel
sein, eine sichere, saubere, tragfähige und bezahlbare
Energieversorgung für unser Land, für den Industrie-
standort Deutschland, zu sichern. Das, was Sie im
Herbst mit der Laufzeitverlängerung, der Verlängerung
der Restlaufzeiten alter, abgeschriebener Atommeiler,
gemacht haben, hat nicht erst nach der Katastrophe in Ja-
pan zu Folgendem geführt: zu Investitionsstillstand und
Attentismus. Es ist Tatsache, dass Sie den Großkonflikt
wieder aufgerissen haben, der die Republik 30 oder
40 Jahre lang gespalten hat und den Rot-Grün befriedet
hat. Das hat dazu geführt, dass keiner mehr so richtig
wusste, wo es langgeht.

Die EVU, denen zuliebe Sie das gemacht haben,
wussten zwar, dass ihr Oligopol verfestigt wird, haben
aber kurzfristig den Fehler gemacht, die Dollarzeichen
in den Augen wichtiger zu nehmen als die langfristige
Entwicklung. Aber auch diese Unternehmen mussten da-
mit rechnen, dass es Klagen vonseiten des Bundesrates
und der Fraktionen dieses Hauses geben würde, mit dem
Ergebnis, dass keiner genau weiß, was läuft. Keiner
weiß, wie 2013 die Bundestagswahlen ausgehen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Kollege Heil, gestatten Sie eine Frage des Kolle-

gen Otto?

Hubertus Heil (Peine) (SPD):
Wenn ich meinen Gedanken noch beenden darf, sehr

wohl, Herr Otto.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das wird Ihnen nicht gelingen. Herr Otto wird gleich

Ihre Redezeit verlängern, die demnächst abläuft.

Hubertus Heil (Peine) (SPD):
Dann dringend Herr Otto, bitte schön.

(Heiterkeit)

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP):
Ich verlängere gern Ihre Redezeit, Herr Kollege Heil.

Helfen Sie mir bei Ihrer Argumentation, die lautet,
die Ereignisse in Japan hätten erwiesen, dass das Ener-
giekonzept dieser Bundesregierung falsch sei und dass
wir allein Fehler gemacht hätten. Das ist das Mantra Ih-
rer Rede.

Erklären Sie mir bitte Folgendes: Wenn wir die Lauf-
zeitverlängerung nicht beschlossen hätten, wären dann
die sieben Meiler, die wir jetzt abgeschaltet haben, im
Rahmen des Konzepts, das Sie vorher verabschiedet hat-
ten, vom Netz, ja oder nein?

Erklären Sie mir bitte vor diesem Hintergrund: Was
hat die Katastrophe in Japan, die wir sehr ernst nehmen,
mit der Laufzeitverlängerung, die wir im Herbst be-
schlossen haben, zu tun? Entweder erkennen wir, dass
alle Kernkraftwerke unsicher sind. Dann müssen sie un-
abhängig vom Zeitpunkt, zu dem sie errichtet worden
sind, vom Netz genommen werden. Wenn aber die Mei-
ler sicher sind und die Sicherheitsüberprüfung tatsäch-
lich keine neuen Erkenntnisse liefert, frage ich Sie: Wo
ist der Zusammenhang zwischen Japan und der Verlän-
gerung der Laufzeiten?

(Ulrich Kelber [SPD]: Wo ist der Zusammen-
hang in Ihrer Rede?)

– Das ist eine konkrete Frage, die auch beantwortet wird.

Damit kein Missverständnis aufkommt, Herr Kollege
Heil, sage ich: Japan gibt uns Anlass zum Nachdenken.

(Zurufe von der SPD: Ach so!)

Aber das hat doch nichts mit der Laufzeitverlängerung
zu tun, verdammt noch einmal.

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn unsere Kernkraftwerke aufgrund neuer Er-
kenntnisse unsicher sind, sind sie abzuschalten. Das hat
nichts mit der Frage des Energiekonzeptes zu tun.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Doch! Doch! Doch!)

Diese Logik erschließt sich mir nicht. Vielleicht können
Sie mir dabei etwas nachhelfen.
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Hubertus Heil (Peine) (SPD):
Geschätzter Kollege Otto, ich bedanke mich ganz

herzlich für diese Zwischenfrage, weil sie mir Gelegen-
heit gibt, Aufklärung in Ihren Reihen zu leisten und mit
einigen Mythen aufzuräumen, die bewusst verbreitet
werden.

Erstens. Die Laufzeitverlängerung ist natürlich eine
Risikoverlängerung erster Güte; das ist gar keine Frage.
Sie haben die Laufzeiten der alten Reaktoren, die Sie in
Ihrem Moratorium nun für drei Monate vom Netz neh-
men wollen, um sage und schreibe acht Jahre pro Reak-
tor verlängert. Sie haben also Druckwasserreaktoren der
alten Baulinien aus den 70er-Jahren verlängert.

Gleichzeitig hat Ihr Bundesumweltminister, der ei-
gentlich auch für Reaktorsicherheit zuständig ist,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo ist er überhaupt?)

auf Druck der Atomlobbyisten im Zusammenhang mit
der Laufzeitverlängerung das kerntechnische Regel-
werk, das die Standards für die Sicherheit von Atom-
kraftwerken und für ihren Betrieb festlegt, abgelehnt und
damit die Regelung der Betriebsgenehmigung vom
Tisch gewischt.

Sie haben nichts für die Sicherheit getan, sondern das
waren Jürgen Trittin und Sigmar Gabriel. Sie haben sie
mit diesem Atomkonsens vom Tisch gewischt. Deshalb
müssen Sie sich Folgendes zurechnen lassen: Wir hätten
die sieben Altmeiler und das Kraftwerk Krümmel vom
Netz genommen. Heute sehen Sie, dass das richtig und
notwendig ist.

Herr Staatssekretär, Sie müssen die Frage beantwor-
ten, ob Sie das eigentlich dauerhaft oder nur für drei Mo-
nate machen wollen. Das könnten Sie der deutschen Öf-
fentlichkeit sagen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Christian Lange [Backnang]
[SPD]: Und zwar noch vor der Landtagswahl!)

Herr Otto, Sie müssen zweitens zur Kenntnis nehmen:
Wir haben mit dem Energiekonsens den geordneten Aus-
stieg aus der Atomkraft organisiert, und wir haben die
Regeln für den Betrieb von Kernkraftwerken verschärft.

Sie haben die Regeln vom Tisch genommen, die
schon für Probebetrieb, Aufsicht und Genehmigung gal-
ten. Sie haben gleichzeitig – Sie müssen begründen, wa-
rum Sie das getan haben – die Restlaufzeiten für alte, ab-
geschriebene Atommeiler verlängert.

Sie können sich dabei noch so sehr herausreden, aber
die deutsche Öffentlichkeit wird Ihnen diesen Eiertanz
nicht abnehmen. Deshalb biete ich Ihnen Folgendes an
– wir kennen uns aus anderer Zusammenarbeit, Herr
Otto, und schätzen uns durchaus –: Für dieses Land ist
ein Energiekonsens notwendig, der über mehrere Legis-
laturperioden und Regierungswechsel halten sollte. Das
bieten wir Ihnen mit den heutigen Anträgen unter zwei
Prämissen an.

Erstens. Wir müssen zum geordneten Ausstieg aus
der Atomkraft auf klarer Rechtsgrundlage und nicht mit
windiger §-19-Begründung

(Hans-Joachim Otto [Frankfurt] [FDP]: Das 
habe ich nicht gesagt!)

zurückfinden. Deshalb: zurück zum rot-grünen Atom-
konsens!

Mit Blick auf den Atomkonsens müssen wir sagen,
wo wir hinwollen, nicht nur, wo wir herausmüssen. Da-
bei geht es um Energieeffizienz, Energiesparen, moderne
Energieproduktion und erneuerbare Energien.

Herr Otto, die Vertreter Ihrer Fraktion und Sie als
Staatssekretär versuchen immer, die Grünen und andere
so ein bisschen in die Ecke zu stellen – Herr Brüderle hat
das auch mit der SPD versucht, ohne dass er dafür einen
Nachweis erbringen konnte –, indem Sie sagen, sie seien
gegen Pumpspeicherkraftwerke und Netzausbau. Herr
Brüderle, ich empfehle Ihnen: Reden Sie einmal mit dem
Landtagskandidaten der FDP aus dem Hotzenwald in
Baden-Württemberg, der auch gegen dieses Pumpspei-
cherkraftwerk ist. Reden Sie mit CDU- und FDP-Kom-
munalpolitikern, die gegen den Netzausbau sind. So bil-
lig will ich es mir gar nicht machen. Aber ich verstehe
eines nicht: Warum können Sie nicht begreifen, dass die
Akzeptanz des Projektes, das wir gemeinsam wollen – es
geht um den Ausbau von Hochspannungsleitungen und
Verteilernetzen –, steigen würde, wenn die Menschen die
Sicherheit hätten, dass das zum geordneten Ausstieg aus
der Atomkraft führt? Dann hätten auch die Befürworter
des Ausbaus bessere Argumente. Dass Sie diesen Zu-
sammenhang nicht erkennen, halte ich für kurzsichtig.

(Beifall bei der SPD)

Herr Otto, ich gebe Ihnen noch ein Argument mit auf
den Weg – Sie sind wie ich Wirtschaftspolitiker; in ein-
zelnen Bereichen sind wir unterschiedlicher Auffassung –:
Wie Sie diese Planungsunsicherheit hinsichtlich der not-
wendigen Investitionen in moderne Kraftwerkstechnik
und erneuerbare Energien herbeiführen konnten, das
werden Sie sich anrechnen lassen müssen. Ich sage es
noch einmal: Kehren Sie zurück auf den Weg der Ver-
nunft! Nichts Halbgares und keine Volten schlagen vor
Landtagswahlen! Wir brauchen mehr Glaubwürdigkeit
und einen geordneten Ausstieg aus der Atomkraft. Wir
brauchen ein neues Energiekonzept, das Investitionen in
moderne Kraftwerkstechnik und erneuerbare Energien
vorsieht. Das wäre Wirtschaftspolitik aus einem Guss.
Das wäre etwas anderes als der Dilettantismus und die
Klientelpolitik, die Sie hier an den Tag gelegt haben,
Herr Otto. Sie können sich wieder setzen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN – Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]:
Das war sehr arrogant, Herr Kollege! – Gegen-
ruf des Abg. Christian Lange [Backnang]
[SPD]: Das war eine Tatsache!)

– Ich weiß gar nicht, wie Sie heißen.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Schlimm ge-
nug!)
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An dieser Stelle geht es um die Sache, lieber Herr Kol-
lege. Das, was passiert ist, ist viel zu ernst, als dass Sie
das hier einfach so abtun könnten. 68 Prozent der Men-
schen in Deutschland würden keinen Pfifferling darauf
setzen, dass Sie es mit diesem ominösen Moratorium
ernst meinen.

Wegen der Rechtsgrundlage sollten Sie einmal in das
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
schauen. Den Artikel „Par ordre du mutti“,

(Dr. Claudia Winterstein [FDP]: Mufti!)

per Anweisung der Bundeskanzlerin, finden Sie dort
nicht. Die Energieversorgungsunternehmen bereiten die
Klagen schon vor, die sie nach der Landtagswahl gegen
das einbringen werden, was Sie jetzt rechtswidrig ma-
chen. Deshalb sage ich: Schaffen Sie eine klare Rechts-
grundlage für den geordneten Ausstieg. Wir legen heute
den Entwurf eines Ausstiegsgesetzes vor. Helfen Sie mit,
damit wir in Deutschland die modernste Energieversor-
gung bekommen, mit erneuerbaren Energien, mit effi-
zienten Kraftwerken und mit Energiesparen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege Heil.

Hubertus Heil (Peine) (SPD):
Sauber, sicher und bezahlbar – dafür stehen wir.

Chaos ist Ihre Sache.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Marie-Luise Dött hat das Wort für die

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Marie-Luise Dött (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im

Lichte der schlimmen Ereignisse in Japan führen wir
eine sehr intensive Diskussion über die Zukunft der
Energieversorgung in Deutschland; das ist richtig. Die
Ereignisse in Japan lassen ein Weiter-so nicht zu.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Warum machen Sie dann weiter so?)

Aber was passiert jetzt in Deutschland? Wir erleben
eine hemmungslose Instrumentalisierung der Ereignisse
in Japan durch die Opposition für die Durchsetzung ihrer
ideologiegetriebenen Energiepolitik.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Brüderle hat das instrumentali-
siert! Der hat das sogar zu Protokoll gegeben!)

Wir erleben eine bewusste Verunsicherung der Bürger
unseres Landes, um alte Feindbilder und überholte Poli-
tikkonzepte von Rot-Grün zu neuem Leben zu erwe-
cken.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die Klimaskeptikerin!)

Meine Damen und Herren von der Opposition, das ist
nicht akzeptabel.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es besteht keine Gefahr für die Bürger in unserem Land.
Unsere Kernkraftwerke sind sicher.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Deswegen gibt
es auch ein Moratorium!)

Ihre Methode – gute Kernkraftwerke unter Rot-Grün,
schlechte unter Schwarz-Gelb; gute Castortransporte un-
ter Rot-Grün, schlechte unter Schwarz-Gelb – ist billig
und erzeugt bei den Bürgern nur Kopfschütteln.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Peter Friedrich [SPD]: Ihre
Rede erzeugt bei Ihrer eigenen Fraktion Grau-
sen!)

Kommen Sie den Bürgern jetzt doch nicht mit dem
Spruch, dass Sie alles schon immer gewusst haben. Sie
haben in Ihrer Regierungszeit kein Kraftwerk wegen Si-
cherheitsbedenken abgeschaltet.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Röttgen darf nicht reden, aber Frau Dött! Das
ist die CDU!)

Wären die Kraftwerke nicht sicher gewesen, wären Sie
verpflichtet gewesen, die Anlagen abzuschalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie haben es nicht getan. Sie haben das Gegenteil ge-
macht: Sie haben Ihren Ausstiegsbeschluss damals da-
durch erkauft, dass Sie auf zusätzliche Investitionen in
die Sicherheit der Kraftwerke schriftlich verzichtet ha-
ben.

(Widerspruch bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben geredet, aber nicht gehandelt. So sieht rot-
grüne Sicherheitskultur aus.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Dött, möchten Sie Herrn Kelber die Gelegenheit

zu einer Zwischenfrage geben?

Marie-Luise Dött (CDU/CSU):
Nein, vielen Dank. – Sosehr uns alle die Bilder aus

Japan bewegen: Kehren Sie zu einer sachlichen Diskus-
sion zurück! Das, was in Japan passiert ist, kann und
wird für uns nicht folgenlos bleiben.

(Peter Friedrich [SPD]: Aha! Ihre Rede war 
aber bisher nicht so!)

Wir müssen – hören Sie zu! – neu bewerten und mit er-
gänzenden Maßnahmen prüfen. Genau das tun wir jetzt.
Wir werden die Sicherheitsannahmen zu Erdbebengefah-
ren, zu den Auswirkungen von Hochwasserereignissen,
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zu möglichen Auswirkungen des Klimawandels, zu ter-
roristischen Angriffen, zu Cyberattacken und zu mögli-
chen Gefahren von Flugzeugabstürzen genau prüfen.
Wir werden insbesondere auch die Wirkungen eines
möglichen Zusammentreffens verschiedener Scha-
densereignisse prüfen. Und wir werden die technische
Situation in den Kraftwerken genau analysieren – zum
Beispiel wie die Strom- und Notstromversorgung sowie
die externe Infrastruktur ausgelegt sind – und prüfen,
wie robust sie bei Schadensereignissen sind. Gründlich-
keit in der Analyse und Konsequenz im Handeln – das
ist jetzt gefordert. Auf beides können sich die Bürger
verlassen. Die Sicherheit der Kraftwerke hat höchste Pri-
orität.

Genau weil das so ist, haben wir sofort gehandelt. Wir
haben aus Vorsorgegründen die älteren Kraftwerke vom
Netz genommen.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich denke, die sind so sicher!)

Sie werden nicht wieder ans Netz gehen, bis wir genau
wissen, ob sie neuen, noch strengeren Sicherheitskrite-
rien gerecht werden.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Und dann mun-
ter weiter!)

Wenn Kraftwerke diese neuen, noch strengeren Kriterien
nicht erfüllen, müssen sie nachgerüstet werden, oder sie
gehen nicht wieder ans Netz.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Oder schön 
weiter!)

Das gilt natürlich auch für die Kraftwerke, die nach 1980
ans Netz gegangen sind. Auch diese Kraftwerke werden
nach den gleichen Kriterien geprüft.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Sind sie denn jetzt sicher oder nicht? Warum
überprüfen Sie die denn dann, wenn die so si-
cher sind?)

So sieht verantwortlicher Umgang mit Kernenergie aus.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Die in Deutschland in den nächsten drei Monaten
stattfindenden Sicherheitsüberprüfungen aller deutschen
Kraftwerke sind ein wichtiger Schritt. Aber die Sicher-
heit der Kernkraft ist gerade auch eine europäische Auf-
gabe. Die Ergebnisse der bisherigen Verhandlungen in
Brüssel reichen nicht aus. Die Teilnahme aller Staaten
und die Prüfung nach einheitlichen, strengen Kriterien
sind erforderlich. Die Bundeskanzlerin wird dieses
Thema mit Nachdruck in Brüssel verfolgen. Sie hat auch
dabei unsere volle Unterstützung.

Die ergebnisoffene Sicherheitsüberprüfung aller deut-
schen Kernkraftwerke kann dazu führen, dass wir unser
Energiekonzept nachjustieren müssen.

(Rolf Hempelmann [SPD]: Am besten in die 
Tonne werfen!)

An dem zentralen Ansatz unseres Konzepts, den Über-
gang in das Zeitalter der erneuerbaren Energien mög-
lichst schnell zu vollziehen, wird nicht gerüttelt. Im
Gegenteil: Wir werden diesen Übergang weiter be-
schleunigen.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Noch?)

Wir werden den dafür erforderlichen Ausbau der Netze
und Speicherkapazitäten beschleunigen. Wir werden ge-
rade auch bei der Erhöhung der Energieeffizienz für
schnelle Fortschritte sorgen. Dafür werden wir in den
nächsten Wochen und Monaten die Weichen stellen und
sehr konkrete Vorhaben auf den Weg bringen. Ein Bei-
spiel dafür ist das bereits vorgelegte Eckpunktepapier für
ein Netzausbaubeschleunigungsgesetz.

Ihr Antrag, meine Damen und Herren von den Grünen
– „Atomzeitalter beenden – Energiewende jetzt“ –, geht
mit manchen Vorschlägen durchaus in die richtige Rich-
tung. Aber Sie laufen nicht nur mit dem Titel des An-
trags den Ereignissen hinterher;

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Rolf Hempelmann 
[SPD]: Wer läuft hier hinterher?)

die Energiewende läuft bereits, und wir werden sie in
den nächsten Monaten noch beschleunigen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Zick-
zack! – Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Was haben Sie denn gemacht au-
ßer Laufzeitverlängerung?)

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie laufen mit
Ihrem schnell zusammengezimmerten Gesetzentwurf
zur Stilllegung von Atomkraftwerken den Grünen ge-
nauso hilflos hinterher wie den Linken beim Mindest-
lohn.

Meine Damen und Herren von der Opposition, wenn
Sie es mit der Energiewende ernst meinen, dann wird es
endlich Zeit, dass Sie sich daran beteiligen. Hören Sie
auf, in Berlin lauthals die Energiewende zu fordern und
sich dann vor Ort bei jedem Streit in die Büsche zu
schlagen

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Moment mal! 
Wo machen wir das?)

und jeder Bürgerinitiative gegen den Netzausbau nach
dem Mund zu reden. Es wird Zeit, dass Sie für die not-
wendigen Stromtrassen werben, statt vor Ort Bürgerini-
tiativen dagegen zu initiieren.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Schauen Sie doch mal, wer vor
Ort dagegen ist! – Bärbel Höhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Informieren Sie sich
mal, Frau Dött!)

Stellen Sie sich nicht scheinheilig hinter Forderungen
nach Erdverkabelung.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Gehen Sie mal
beichten! – Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Sagen Sie mal die ganzen Bei-
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spiele, wo Bürger sich wehren! Und zwar im-
mer mit der CDU zusammen!)

Reden Sie mit den Menschen über die Kosten und reden
Sie mit ihnen über die Auswirkungen hinsichtlich Bo-
denversiegelung und Landschaftsbild. Wo sind denn da
Ihr ökologisches Gewissen, Frau Höhn, und Ihr umwelt-
politischer Sachverstand?

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Wo ist denn Ihr Sachverstand? Sie wissen doch
gar nicht, worüber Sie reden, Frau Dött!)

Sagen Sie den Bürgern endlich ehrlich, dass Sonne und
Wind den Strom nicht umsonst liefern, dass erneuerbare
Energien zwar richtig, aber noch teuer sind.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Atomkraftwerke sind teuer für die Bevölke-
rung! Morsleben über 2 Milliarden Euro!
Asse! Das ist teuer!)

Reden Sie nicht vormittags über die Notwendigkeit der
Speicherung der erneuerbaren Energien, wenn Sie am
Nachmittag zur Demonstration gegen neue Pumpspei-
cherkraftwerke gehen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Dött.

Marie-Luise Dött (CDU/CSU):
Führen Sie mit uns und den Bürgern endlich eine ehr-

liche Diskussion darüber, wie der Wirtschaftsstandort
Deutschland mit einem verlässlichen, bezahlbaren und
klimaverträglichen Energiemix gesichert und gestärkt
wird.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Sie wollen doch sowieso nur die Interessen der
Wirtschaft vertreten! Das haben Sie doch sel-
ber gesagt!)

Ich komme zu meinem letzten Satz. Treten Sie end-
lich für einen gesellschaftlichen Konsens des Anpackens
ein und organisieren Sie nicht ständig den des Still-
stands.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Peinlich! – Peter Friedrich [SPD]: Peinlich!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Zu einer Kurzintervention der Kollege Kelber.

Ulrich Kelber (SPD):
Frau Kollegin Dött, Sie müssen mit sich selber aus-

machen, ob Sie es in Ordnung finden, als letzte Rednerin
in einer Debatte auf kein einziges Argument Ihrer Vor-
rednerinnen und Vorredner einzugehen, sondern stoisch
eine Rede abzulesen, die Beschimpfungen der anderen
enthält. Das muss jeder für sich selbst entscheiden.

Aber eines ist nicht in Ordnung – das kann jeder, der
uns zuhört oder das Protokoll liest, selbst überprüfen –:
Der Vertrag des Jahres 2000, der zum Atomkonsens ge-
führt hat, ist öffentlich nachzulesen. Er ist auch nicht ge-

heim ausgehandelt worden. Er war von vornherein von-
seiten der Regierung öffentlich gemacht worden; auch
das ist ein Unterschied zu Ihnen. Sie haben daraus zitiert
und behaupten, dass der Satz, man wolle die Sicherheits-
philosophie für Atomkraftwerke beibehalten, belegt,
dass Rot-Grün auf zusätzliche Sicherheitsauflagen ver-
zichtet hatte. Ich weiß nicht, ob Sie wirklich nicht den
nächsten Absatz gelesen haben. Vielleicht haben Sie ein-
fach nur etwas abgelesen, das Ihnen andere aufgeschrie-
ben haben.

Im nächsten Absatz wird die Pflicht zu periodischen
Sicherheitsüberprüfungen von Atomkraftwerken erst-
mals in Deutschland eingeführt; dies findet sich dann
auch im entsprechenden Gesetz. Das ist das, was Sie
jetzt tun. Bei diesen periodischen Sicherheitsüberprüfun-
gen – es sollen übrigens nicht in drei Monaten
17 Atomkraftwerke überprüft werden, sondern man soll
sich ein bis zwei Jahre in allen Details um ein einziges
kümmern – werden alle Sicherheitsaspekte betrachtet.
Dann wird das anhand des seit 1973, seit dem Kalkar-
Urteil, verfassungsrechtlich festgelegten Prinzips
„Nachrüstung nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik“ nachvollzogen. Haben Sie diesen Absatz gele-
sen? Hören Sie jetzt endlich auf, die Unwahrheit – eine
bewusste Unwahrheit kann man mit vier Buchstaben
auch anders bezeichnen – zu wiederholen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Rolf
Hempelmann [SPD]: Das „ü“ ist ein Buch-
stabe!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Dött zur Reaktion.

(Peter Friedrich [SPD]: Letzte Chance!)

Dann habe ich noch eine Kurzintervention des Kollegen
Lenkert.

Marie-Luise Dött (CDU/CSU):
Herr Kelber, vielen Dank, dass Sie besonders darauf

hingewiesen haben, dass es wichtig ist, sich diese Ab-
schnitte sehr genau anzuschauen.

(Peter Friedrich [SPD]: Dann machen Sie mal! –
Ulrich Kelber [SPD]: Genau! Zitieren Sie voll-
ständig!)

Sie haben angesprochen, dass ich als letzte Rednerin
verschiedene Punkte thematisiert habe. Es hat mir be-
sonders viel Freude gemacht, als letzte Rednerin noch
einmal zusammenfassen, um welche Debatte es hier
überhaupt geht

(Ulrich Kelber [SPD]: Sie haben doch nur ab-
gelesen, was vorher aufgeschrieben wurde!)

und mit welcher Thematik wir uns hier beschäftigen.

Zurzeit ist es so, Herr Kelber, dass wir aufgrund der
schrecklichen Ereignisse in Japan, des Erdbebens und
des Tsunami, neue Erkenntnisse haben und einiges
wahrscheinlich neu beurteilen müssen. Dies wollen wir
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auf unsere Sicherheitsvorstellungen hinsichtlich unserer
Kraftwerke anwenden.

(Ulrich Kelber [SPD]: Nach dem Stand von 
Wissenschaft und Technik!)

Danach wollen wir entscheiden, was gemacht werden
muss, damit wir weiterhin sagen können: Unsere Kraft-
werke sind sicher.

Wenn es aufgrund irgendwelcher Nachrüstungen, von
denen wir jetzt noch nichts wissen, so wäre, dass sich
das Ganze nicht rechnet und die Kraftwerke vom Netz
gehen müssten, dann würde dies in der Konsequenz be-
deuten, dass wir andere Voraussetzungen unserem Ener-
giekonzept zugrunde legen müssten, wenn es darum
geht, das Zeitalter der erneuerbaren Energien zu errei-
chen. Diese anderen Voraussetzungen müssten dann be-
wertet werden. Man müsste sich, da Kernkraftwerke
CO2-frei sind, beispielsweise fragen: Wie können wir
unsere Klimaziele erreichen? Können wir Kernkraft-
werke einfach ersetzen? Dazu habe ich von Ihnen nur
sehr wenig gehört.

Sie wollen auch aus der Nutzung der Kohle ausstei-
gen. Wir brauchen aber eine grundlastfähige Energie, um
in Deutschland Versorgungssicherheit zu gewährleisten.
All die Fragen, die damit verbunden sind, werden wir
nach dem Moratorium, nachdem wir die Überprüfung
durchgeführt haben, beantworten und dann sehr schnell
handeln. Denn die Ereignisse in Japan und die schreckli-
chen Bilder haben uns vor Augen geführt, dass wir sehr
schnell – so schnell es möglich ist – aussteigen sollten.
Das werden wir verwirklichen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Ulrich Kelber [SPD]: Zu Ihrem ma-
nipulierten Zitat sagen Sie nichts? Erst falsch
zitieren und dann nichts dazu sagen, das ist
peinlich! – Gegenruf des Abg. Dr. Joachim
Pfeiffer [CDU/CSU]: Ach! Sie sind viel pein-
licher! – Peter Friedrich [SPD]: Schamesröte
wäre angebracht!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Lenkert, bitte.

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Danke, Frau Präsidentin. – Frau Dött, ich habe ein

paar Fragen zu Ihrer Rede. Sie machten indirekt darauf
aufmerksam, dass erneuerbare Energie viel mehr Geld
kostet. Sie sprachen ohnehin nur von Kosten. Wir haben
gestern im Umweltausschuss – Sie waren anwesend –
über den Leitfaden für erneuerbare Energien diskutiert.
Darin wurde die Feststellung getroffen, dass bei Investi-
tionen von 800 Milliarden Euro bis zum Jahr 2050 im
Vergleich zur jetzigen Energiepolitik ein zusätzlicher
Gewinn von 660 Milliarden Euro zu erwarten ist. Da
stellt sich mir die Frage: Warum gehen wir hier nicht
schneller vor? Dies entspricht in zehn Jahren übrigens
Investitionen von etwa 200 Milliarden Euro. Das war Ih-
nen die Bankenrettung in nur zwei Jahren wert. Für eine
sichere Zukunft wäre das angebracht.

Meine zweite Frage betrifft ebenfalls das Thema
Preise. Herr Kurth von der Bundesnetzagentur stellte
fest, dass die Strompreise in diesem Jahr um 0,5 bis
1 Cent pro Kilowattstunde hätten gesenkt werden kön-
nen, weil die Spotpreise an der Leipziger Strombörse um
über 2 Cent gesunken sind. Die EEG-Umlage stieg um
1,5 Cent. Es kam aber flächendeckend zu Preiserhöhun-
gen, und zwar mit der Begründung: EEG-Umlage. Sind
nicht auch Sie der Meinung, dass wir an dieser Stelle
eine staatliche Preisaufsicht benötigen, um die Gewinn-
macherei im Schatten der erneuerbaren Energien mit der
Behauptung, erneuerbare Energien seien an allem
schuld, zu begrenzen?

Als Letztes zu Ihrer Aussage, dass der Klimaschutz
von der Opposition nicht ernst genommen würde. Ges-
tern lagen im Umweltausschuss drei Anträge der Opposi-
tion vor, die darauf zielten, verbindliche Klimaschutz-
ziele für die Bundesrepublik und die EU festzuschreiben.
Alle drei haben FDP und CDU/CSU abgelehnt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Dött.

Marie-Luise Dött (CDU/CSU):
Herr Lenkert, ich habe gesagt, dass die erneuerbaren

Energien noch teuer sind. Sie wissen selbst: Wenn man
investiert, kostet das eine ganze Menge. Es gibt Investi-
tionszyklen. Investitionen bringen erst dann etwas, wenn
sie abgeschrieben sind. Bei erneuerbaren Energien brau-
chen wir ein ganz anderes Netz, um die Energie zum
Bürger, vor allen Dingen aber zum Mittelstand und zur
Industrie zu liefern. Von daher habe ich gesagt: noch.
Wir werden das machen. Wir müssen aber die Preise im
Auge behalten.

Wie Sie wissen, werden zurzeit Umfragen durchge-
führt, in denen die Bürger gefragt werden: Wie viel mehr
wären Sie zu zahlen bereit, wenn wir aus der Kernkraft
aussteigen würden? Im Schnitt würden die Bürger im
Jahr etwa 15 Euro mehr für Strom zahlen. Es geht aber
nicht nur um den Endverbraucher, um den Bürger, son-
dern es geht auch um die Frage: Behalten wir unsere In-
dustrie in Deutschland? Wenn man kein ausgewogenes
Energiekonzept hat, stellt sich auch die Frage: Behalte
ich die Arbeitsplätze in Deutschland oder nicht?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Damit schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
den Drucksachen 17/5181, 17/5202, 17/5179, 17/5180
und 17/5182 an die Ausschüsse vorgeschlagen, die Sie
in der Tagesordnung finden. – Damit sind Sie einver-
standen. Dann ist das so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 4 d. Wir kommen zur Abstim-
mung über den Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen zur Änderung des Energiewirtschaftsgeset-
zes. Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie emp-
fiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf
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Drucksache 17/5148, den Gesetzentwurf auf Drucksache
17/3182 abzulehnen. Diejenigen, die dem Gesetzentwurf
zustimmen wollen, bitte ich um ihr Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist der Gesetzent-
wurf in zweiter Beratung bei Zustimmung von Bünd-
nis 90/Die Grünen und der Linken abgelehnt. Dagegen
haben CDU/CSU und FDP gestimmt. Die Fraktion der
SPD hat sich enthalten. Eine dritte Beratung entfällt
dementsprechend.

Tagesordnungspunkt 4 c. Wir setzen die Abstimmung
über die Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Wirtschaft und Technologie auf Drucksache 17/5148
fort. Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner
Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrages der
Fraktion der SPD auf Drucksache 17/3649 mit dem Titel
„Die Energieversorgung in kommunaler Hand“. Wer
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt
dagegen? – Enthaltungen? – Die Beschlussempfehlung
ist angenommen mit den Stimmen von CDU/CSU und
FDP. Dagegen hat die SPD gestimmt. Linke und
Bündnis 90/Die Grünen haben sich enthalten.

Unter Buchstabe c seiner Beschlussempfehlung emp-
fiehlt der Ausschuss die Ablehnung des Antrages der
Fraktion Die Linke auf Drucksache 17/3671 mit dem Ti-
tel „Energienetze in die öffentliche Hand – Kommunali-
sierung der Energieversorgung erleichtern – Transparenz
und demokratische Kontrolle stärken“. Wer stimmt für
diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? –
Enthaltungen? – Die Beschlussempfehlung ist gegen die
Stimmen der Fraktion Die Linke angenommen. Die übri-
gen Fraktionen haben dafür gestimmt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen auf
Drucksache 17/5183 mit dem Titel „Keine Hermesbürg-
schaften für Atomtechnologien“. Wer stimmt für den
Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Der
Antrag ist bei Zustimmung der Oppositionsfraktionen
abgelehnt. Die Koalitionsfraktionen waren dagegen.

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja nicht zu fassen! – Zuruf von
der SPD: Da kommt es heraus! – Peter
Friedrich [SPD]: Das wird jetzt auch noch mit
Steuergeldern unterstützt!)

Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 33 a bis f sowie
33 h bis k und 24 sowie Zusatzpunkt 8 a und b auf:

33  a) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Anpas-
sung der Vorschriften über den Wertersatz bei
Widerruf von Fernabsatzverträgen und über
verbundene Verträge

– Drucksache 17/5097 –
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 4. Februar 2010 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Franzö-

sischen Republik über den Güterstand der
Wahl-Zugewinngemeinschaft

– Drucksache 17/5126 –
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Sechsten Gesetzes
zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen

– Drucksachen 17/5127, 17/5201 –
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem
Abkommen vom 9. April 2010 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und dem Com-
monwealth der Bahamas über die Unterstüt-
zung in Steuer- und Steuerstrafsachen durch
Informationsaustausch

– Drucksache 17/5128 –
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss (f)
Rechtsausschuss

e) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 27. Juli 2010 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und dem Fürstentum
Monaco über die Unterstützung in Steuer- und
Steuerstrafsachen durch Informationsaus-
tausch

– Drucksache 17/5129 –
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss (f)
Rechtsausschuss

f) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 27. Mai 2010 zwischen der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland und
der Regierung der Kaimaninseln über die Un-
terstützung in Steuer- und Steuerstrafsachen
durch Informationsaustausch

– Drucksache 17/5130 –
Überweisungsvorschlag:
Finanzausschuss (f)
Rechtsausschuss

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Günter Krings, Dr. Hans-Peter Uhl, Reinhard
Grindel, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Hartfrid
Wolff (Rems-Murr), Gisela Piltz, Manuel
Höferlin, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der FDP

zu der Mitteilung der Kommission an das Eu-
ropäische Parlament und den Rat Auf dem
Weg zu einer verstärkten europäischen Kata-
strophenabwehr: die Rolle von Katastrophen-


